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„Ich bin gewiss, dass weder Tod noch Leben,
weder Engel noch Mächte noch Gewalten,
weder Gegenwärtiges noch Zukünftiges,
weder Hohes noch Tiefes, noch eine andere Kreatur
uns scheiden kann von der Liebe Gottes,
die in Christus Jesus ist, unserm Herrn.“
(Römer 8, 38)

Gott, der Herr ist über Leben und Tod, hat unseren Bruder

K a r l - We r n e r S i e v e r t
Landeskirchenrat i. R.

* 12. 11. 1927 † 05. 11. 2007
eine Woche vor Vollendung seines 80. Lebensjahres zu sich in die Ewigkeit gerufen.
Karl-Werner Sievert ist in Bielefeld geboren und aufgewachsen. Seine Jugend und Schulzeit stand unter dem Schatten des
Zweiten Weltkrieges. Ende 1944 wurde er zur Wehrmacht einberufen. 1947 legte er die Reifeprüfung an der Friedrich von
Bodelschwingh-Schule in Bethel ab und studierte danach Rechtswissenschaft in Mainz und Münster. Nach Abschluss der
juristischen Ausbildung trat er 1956 in den Dienst des Landeskirchenamtes ein. 1958 wurde er durch die Kirchenleitung zum
juristischen Landeskirchenrat berufen.
Mit viel Sachkenntnis wirkte er in den Bereichen Kirchensteuern und Staatsleistungen. Als Dozent bei kirchlichen Verwal-
tungslehrgängen vermittelte er Mitarbeitenden wertvolles Wissen. 1992 trat er in den Ruhestand.
Wir danken Gott für alles, was er unserer Kirche in den vielen Jahren durch den Dienst von Bruder Sievert geschenkt hat.
Wir empfehlen ihn der Gnade Gottes.

Die Kirchenleitung
der Evangelischen Kirche von Westfalen
Vizepräsident Dr. Hans-Detlef Hoffmann
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52. Kirchengesetz zur Änderung
der Kirchenordnung der

Evangelischen Kirche von Westfalen
Vom 16. November 2007

Die Landessynode hat mit der für Änderungen der
Kirchenordnung vorgeschriebenen Mehrheit das fol-
gende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung der Kirchenordnung

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom

14. Januar 1999 (KABl. 1999 S. 1), zuletzt geändert
durch das 51. Kirchengesetz zur Änderung der Kir-
chenordnung vom 17. November 2006 (KABl. 2006
S. 264), wird wie folgt geändert:

1. Artikel 84 wird wie folgt geändert:

a) Im Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „und
Aufhebung“ durch die Worte „Aufhebung und
Vereinigung“ ersetzt; nach dem Wort „Verän-
derung“ wird ein Komma gesetzt.

b) Die Absätze 3 bis 5 werden neu gefasst:

„(3) Für einen neugebildeten Kirchenkreis
bestellt die Kirchenleitung Bevollmächtigte;



die Kreissynodalvorstände der ehemaligen
Kirchenkreise können der Kirchenleitung Vor-
schläge machen.

(4) Die Kirchenleitung bestimmt aus dem
Kreis der ordinierten Bevollmächtigten die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden, die oder
der die Aufgaben der Superintendentin oder
des Superintendenten wahrnimmt.

(5) 1Bevollmächtigte nehmen die Aufgaben des
Kreissynodalvorstandes wahr. 2Sie haben ins-
besondere dafür zu sorgen, dass für den neuen
Kirchenkreis eine Kreissynode gebildet wird,
die spätestens auf ihrer zweiten Tagung die
Superintendentin oder den Superintendenten
und den Kreissynodalvorstand wählt. 3Die
Bevollmächtigten bleiben bis zur Einführung
des Kreissynodalvorstandes im Amt.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 6.

2. In Artikel 89 werden die folgenden Absätze 4 und
5 angefügt:

„(4) 1Die Landessynode kann die Zusammenset-
zung größerer Kreissynoden für einen befristeten
Zeitraum abweichend von der Kirchenordnung
durch Kirchengesetz regeln. 2Dieses Kirchen-
gesetz kann nur unter denselben Bedingungen wie
die Kirchenordnung geändert werden.

(5) Bei der Entsendung der Mitglieder in die
Kreissynode ist eine gleichmäßige Berücksichti-
gung von Frauen und Männern anzustreben.“

3. Artikel 107 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „je ein
erstes und ein zweites stellvertretendes Mit-
glied“ durch die Worte „je ein stellvertretendes
Mitglied“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden in dem Satzteil nach
dem Semikolon die Worte „ihre Stellvertrete-
rinnen und Stellvertreter“ durch die Worte
„ihre Stellvertreterin und sein Stellvertreter“
ersetzt.

4. Artikel 108 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird der Satz 3 gestrichen, der
Satz 4 wird zu Satz 3.

b) Absatz 3 wird neu gefasst:

„(3) Zu weiteren Mitgliedern des Kreissyn-
odalvorstandes können alle Mitglieder der
Kreissynode, alle Inhaberinnen und Inhaber
von Pfarrstellen des Kirchenkreises, seiner
Kirchengemeinden und zugeordneten Pfarr-
stellen von kirchlichen Verbänden sowie alle
Presbyterinnen und Presbyter der Kirchenge-
meinden des Kirchenkreises gewählt werden.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 4. Fol-
gender Satz 2 wird eingefügt:

„2Satz 1 gilt nicht für die stellvertretenden Mit-
glieder mit Ausnahme der Stellvertretung für
die Assessorin oder den Assessor.“

Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden zu den
Sätzen 3 bis 6.

d) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden zu den
Absätzen 5 bis 7.

5. Im Artikel 109 Abs. 2 wird das Wort „ersten“
gestrichen.

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 16. November 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Hoffmann Winterhoff
Az.: 001.11/52

53. Kirchengesetz zur Änderung
der Kirchenordnung der

Evangelischen Kirche von Westfalen

Vom 16. November 2007

Die Landessynode hat mit der für Änderungen der
Kirchenordnung vorgeschriebenen Mehrheit das fol-
gende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung der Kirchenordnung

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Januar 1999 (KABl. 1999 S. 1), zuletzt geändert
durch das 52. Kirchengesetz zur Änderung der Kir-
chenordnung vom 16. November 2007 (KABl. 2007
S. 414), wird wie folgt geändert:

1. Artikel 102 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden zu den
Absätzen 1 bis 4.

2. In Artikel 159 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Das Rechnungsprüfungswesen wird durch
Kirchengesetz geregelt.”

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 16. November 2007

Evangelischen Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Hoffmann Winterhoff
Az.: 914.6
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Kirchengesetz zur Bildung von
Kreissynoden in besonderen Fällen

(Kreissynodengesetz – KSG)

Vom 16. November 2007

Die Landessynode hat auf Grund von Artikel 89
Absatz 4 Kirchenordnung mit der für Änderungen der
Kirchenordnung vorgeschriebenen Mehrheit das fol-
gende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1

(1) Abweichend von Artikel 89 Absatz 2, 90, 91 und
92 Absatz 1 Kirchenordnung kann die Kirchenleitung
auf Antrag die nachfolgende Regelung für die Zusam-
mensetzung einer neu zu bildenden Kreissynode
genehmigen.

(2) 1Im Fall der Vereinigung von Kirchenkreisen kön-
nen die beteiligten Kreissynoden im Rahmen des Ver-
fahrens nach Artikel 84 Absatz 2 Kirchenordnung bei
der Kirchenleitung beantragen, die neue Kreissynode
nach diesem Kirchengesetz zu bilden, wenn die neue
Kreissynode mehr als 140 Mitglieder hätte. 2Die erste
Amtszeit einer außerhalb des turnusmäßigen Wahl-
verfahrens nach diesem Gesetz gebildeten Kreissyn-
ode endet mit der nächsten turnusmäßigen Neubil-
dung der Kreissynoden.

(3) Eine Kreissynode mit mehr als 140 Mitgliedern
kann bei der Kirchenleitung mit Wirkung für die
nächste Amtszeit beantragen, ihre Kreissynode nach
diesem Kirchengesetz zu bilden.

§ 2

(1) Mitglieder der Kreissynode sind:

a) die Superintendentin oder der Superintendent und
die übrigen Mitglieder des Kreissynodalvorstandes;

b) die Abgeordneten der Kirchengemeinden;

c) die Abgeordneten des Kirchenkreises.

§ 3

(1) Die Abgeordneten der Kirchengemeinde werden
vom Presbyterium berufen.

(2) 1Eine Kirchengemeinde mit bis zu 5.000 Gemein-
degliedern entsendet als Abgeordnete eine Pfarrerin
oder einen Pfarrer sowie ein Gemeindeglied in die
Kreissynode. 2Für jeweils weitere angefangene 5.000
Gemeindeglieder entsendet eine Kirchengemeinde im
Wechsel zuerst ein weiteres Gemeindeglied und
danach eine weitere Pfarrerin oder einen weiteren
Pfarrer in die Kreissynode. 3Die nicht ordinierten
Abgeordneten müssen die Befähigung zum Amt einer
Presbyterin oder eines Presbyters haben; die ordi-
nierten Abgeordneten müssen Gemeindepfarrstellen
innehaben.

(3) 1Für die nicht ordinierten Abgeordneten ist jeweils
die erste und zweite Stellvertretung zu bestimmen.
2Sind nicht ordinierte Abgeordnete und beide stellver-
tretende Abgeordnete verhindert, kann das Presbyte-
rium auch stellvertretende Abgeordnete anderer nicht

ordinierter Abgeordneter entsenden. 3Für die ordinier-
ten Abgeordneten sollen Pfarrerinnen und Pfarrer mit
Gemeindepfarrstellen aus derselben Kirchengemein-
de für die erste und zweite Stellvertretung bestimmt
werden.

§ 4

(1) Die Abgeordneten des Kirchenkreises werden
vom Kreissynodalvorstand berufen.

(2) 1Ein Kirchenkreis mit bis zu 25.000 Gemein-
degliedern entsendet eine ordinierte Abgeordnete
oder einen ordinierten Abgeordneten. 2Für jeweils
weitere angefangene 25.000 Gemeindeglieder wird
eine weitere ordinierte Abgeordnete oder ein weiterer
ordinierter Abgeordneter entsandt. 3Die vom Kirchen-
kreis entsandten Abgeordneten müssen Pfarrerinnen
und Pfarrer des Kirchenkreises oder eines zugeordne-
ten kirchlichen Verbandes sein.

(3) 1Über die in Absatz 2 genannten Abgeordneten
hinaus beruft der Kreissynodalvorstand weitere
Abgeordnete. 2Die Zahl der weiteren berufenen Abge-
ordneten darf ein Fünftel der Zahl der Abgeordneten
der Kirchengemeinden nicht übersteigen. 3Für die
weiteren berufenen Abgeordneten kann jeweils eine
erste und zweite Stellvertretung bestimmt werden.

4Die weiteren berufenen Abgeordneten müssen die
Befähigung zum Amt einer Presbyterin oder eines
Presbyters haben. 5Ordinierte Theologinnen und
Theologen können nur in besonders begründeten
Ausnahmefällen berufen werden. 6Die weiteren beru-
fenen Abgeordneten der Kreissynode sollen Gemein-
deglieder einer Kirchengemeinde des Kirchenkreises
sein.

(4) Bei der Berufung sollen die verschiedenen Ein-
richtungen, Dienste und Arbeitsbereiche des Kirchen-
kreises, die Lehrkräfte für den evangelischen Reli-
gionsunterricht sowie die haupt- und nebenberuf-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Kirchen-
kreis berücksichtigt werden. 

§ 5

(1) 1Die Veränderung der Gemeindegliederzahl ist in
ihren Auswirkungen auf die Zahl der Abgeordneten
erst bei der folgenden Neubildung der Kreissynode zu
berücksichtigen. 2Die Zahl der Gemeindeglieder eines
Kirchenkreises wird vom Landeskirchenamt nach
Anhörung des Kreissynodalvorstandes festgestellt.

(2) Jeder Wechsel im Verfahren für die Zusammen-
setzung der Kreissynode bedarf der Genehmigung der
Kirchenleitung.

(3) 1Stellt die Kirchenleitung zum Ende einer Legis-
laturperiode einer nach diesem Gesetz zusammen-
gesetzten Kreissynode fest, dass die Kreissynode bei
einer Zusammensetzung gemäß Artikel 89 Absatz 2,
90 und 91 Kirchenordnung weniger als 140 Mitglie-
der hätte, soll sie die Genehmigung aufheben. 2Der
Kreissynodalvorstand sorgt zum nächstmöglichen
Zeitpunkt für eine Neubildung der Kreissynode.
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§ 6
Bis zu einem Drittel der im Kirchenkreis tätigen
Predigerinnen und Prediger sowie Pfarrerinnen und
Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst) kann der
Kreissynodalvorstand als beratende Mitglieder der
Kreissynode berufen.

§ 7
1Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2008 in
Kraft. 2Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015
außer Kraft. 3Die Zusammensetzung von Kreis-
synoden nach diesem Gesetz bleibt bis zum Ende der
jeweiligen Amtszeit davon unberührt.

Bielefeld, 16. November 2007
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Dr. Hoffmann Winterhoff
Az.: 001.11/52

Kirchengesetz über
rechtsfähige Evangelische Stiftungen

des bürgerlichen Rechts
(Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW)

Vom 15. November 2007

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für rechtsfähige Evangelische
Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die ihren Sitz im
Gebiet der Evangelischen Kirche von Westfalen
haben.
(2) 1Evangelische Stiftungen im Sinne dieses Geset-
zes werden vom Landeskirchenamt als Evangelische
Stiftungen anerkannt, wenn sie dem Auftrag der Kir-
che und ihrer Diakonie dienen. 2Die Anerkennung
wird im Kirchlichen Amtsblatt bekannt gemacht.

§ 2
Stiftungsaufsicht

(1) Die Evangelischen Stiftungen unterliegen der
Aufsicht des Landeskirchenamtes; es kann sich jeder-
zeit über alle Angelegenheiten der Evangelischen
Stiftungen unterrichten.
(2) Das Landeskirchenamt führt die Aufsicht über
Evangelische Stiftungen, die sich dem Diakonischen
Werk der Evangelischen Kirche von Westfalen ange-
schlossen haben, mit dessen Unterstützung und Bera-
tung.
(3) Durch die Aufsicht soll sichergestellt werden,
dass Evangelische Stiftungen ihren Aufgaben gemäß
nach Maßgabe kirchlichen und staatlichen Rechts
verwaltet werden.
(4) Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, dem Lan-
deskirchenamt unverzüglich nach Ablauf des Ge-
schäftsjahres eine Jahresabrechnung mit einer Vermö-

gensübersicht und einen Bericht über die Erfüllung
der Stiftungszwecke vorzulegen.

§ 3
Satzungsänderung, Zusammenschluss, Auflösung
(1) Über eine Satzungsänderung, durch die der Stif-
tungszweck oder die Organisation der Evangelischen
Stiftung nicht wesentlich beeinträchtig wird, ist das
Landeskirchenamt zu unterrichten.
(2) Eine wesentliche Änderung des Stiftungszwecks,
der Zusammenschluss der Evangelischen Stiftung mit
einer anderen Stiftung oder die Auflösung der Evan-
gelischen Stiftung bedürfen der Zustimmung des
Landeskirchenamts.

§ 4
Genehmigungspflichtige Vorhaben

(1) Der Genehmigung durch das Landeskirchenamt
bedürfen
a) die Beteiligung der Evangelischen Stiftung an

einem wirtschaftlichen Unternehmen, insbeson-
dere der Beitritt zu Handelsgesellschaften, zu
Gesellschaften mit beschränkter Haftung und zu
Erwerbs-, Wirtschafts- und Wohnungsbaugesell-
schaften;

b) die Übertragung der Verwaltung der Evange-
lischen Stiftung an Dritte;

c) die Veräußerung oder Belastung von Grund-
stücken oder sonstigen Vermögenswerten, wenn
der Geschäftswert der beabsichtigten Maßnahme
ein Fünftel oder mehr des Stiftungsvermögens,
mindestens aber 100.000 Euro beträgt.

(2) Über genehmigungspflichtige Vorhaben ist das
Landeskirchenamt rechtzeitig zu unterrichten.

§ 5
Unterrichtung

Liegen dem Landeskirchenamt Anhaltspunkte dafür
vor, dass bei der Verwaltung der Evangelischen Stif-
tung gegen gesetzliche Bestimmung oder die Satzung
verstoßen wurde, kann es hierzu Auskunft und die
Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen
sowie im erforderlichen Umfang eine weitergehende
Prüfung vornehmen oder auf Kosten der Evange-
lischen Stiftung vornehmen lassen.

§ 6
Beanstandung, Anordnung, Ersatzvornahme

(1) 1Das Landeskirchenamt kann Beschlüsse und
Maßnahmen der Stiftungsorgane, die dem im Stif-
tungsgeschäft oder in der Stiftungssatzung zum Aus-
druck gebrachten Willen der Stifterin oder des Stifters
oder gesetzlichen Regelungen widersprechen, bean-
standen und verlangen, dass diese innerhalb einer von
ihr bestimmten angemessenen Frist aufgehoben oder
rückgängig gemacht werden. 2Beanstandete Beschlüs-
se oder Maßnahmen dürfen nicht vollzogen werden.
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich gebo-
tene Maßnahme, kann das Landeskirchenamt anord-
nen, dass die Maßnahme innerhalb einer von ihr
bestimmten angemessenen Frist durchgeführt wird.
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(3) Kommt die Evangelische Stiftung einer Anord-
nung nach Absatz 1 oder 2 nicht fristgerecht nach,
kann das Landeskirchenamt beanstandete Beschlüsse
aufheben und angeordnete Maßnahmen auf Kosten
der Evangelischen Stiftung durchführen oder durch-
führen lassen.

§ 7
Abberufung und Bestellung von

Organmitgliedern, Sachwalterbestellung

(1) 1Hat ein Mitglied eines Stiftungsorgans sich einer
groben Pflichtverletzung schuldig gemacht oder ist
es zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner der
Evangelischen Stiftung gegenüber bestehenden
Pflichten nicht in der Lage, so kann das Landeskir-
chenamt die Abberufung dieses Mitglieds und die
Berufung eines neuen Mitglieds an dessen Stelle ver-
langen. 2Es kann dem Mitglied die Wahrnehmung sei-
ner Geschäfte einstweilen untersagen.

(2) Kommt die Evangelische Stiftung binnen einer
ihr gesetzten angemessenen Frist der nach Absatz 1
Satz 1 getroffenen Anordnung nicht nach, so kann das
Landeskirchenamt die Abberufung des Mitglieds ver-
fügen und, soweit nicht gemäß §§ 86, 29 BGB die
Zuständigkeit des Amtsgerichts gegeben ist, eine
andere Person an dessen Stelle berufen.

(3) 1Reichen die Befugnisse des Landeskirchenamts
nach den §§ 5, 6 und 7 Absatz 1 oder 2 nicht aus, um
eine dem Willen der Stifterin oder des Stifters und
den Gesetzen entsprechende Verwaltung der Evange-
lischen Stiftung zu gewährleisten oder wiederherzu-
stellen, kann es die Durchführung der Beschlüsse und
Anordnungen einer Sachwalterin oder einem Sach-
walter übertragen. 2Deren Aufgabenbereich und Voll-
macht sind in einer Bestellungsurkunde festzulegen.

§ 8
Geltendmachung von Ansprüchen

Erlangt das Landeskirchenamt von einem Sachverhalt
Kenntnis, der Schadensersatzansprüche der Evange-
lischen Stiftung gegen Mitglieder der Stiftungsorgane
begründen könnte, so kann es der Stiftung eine ver-
tretungsberechtigte Person zur Klärung und Durch-
setzung ihrer Ansprüche bestellen.

§ 9
Mitgliedschaft in Organen

(1) In die Organe Evangelischer Stiftungen können
berufen werden:

a) Kirchenmitglieder im Sinne des Kirchengesetzes
über die Kirchenmitgliedschaft der Evangelischen
Kirche in Deutschland, denen in Verbindung mit
dem jeweiligen Recht der Gliedkirche das Wahl-
recht zur Bildung kirchlicher Organe zusteht;

b) ordinierte Amtsträger.

(2) Auf Einzelantrag kann das Landeskirchenamt von
den Erfordernissen des Absatzes 1 Ausnahmen zu-
lassen, sofern dies nach der Stiftungssatzung nicht
ausgeschlossen ist.

§ 10
Verwaltung

(1) Für die Verwaltung der Evangelischen Stiftung
ist die Ordnung für die Vermögens- und Finanzver-
waltung der Kirchengemeinden, der Kirchenkreise
und der Verbände von Kirchengemeinden und Kir-
chenkreisen in der Evangelischen Kirche von West-
falen (Verwaltungsordnung) in der jeweils geltenden
Fassung sinngemäß anzuwenden, soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(2) 1Evangelische Stiftungen, die ihren Auftrag nach
Art eines Geschäftsbetriebes unter betriebswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten wahrnehmen, werden dann
ordnungsgemäß verwaltet, wenn Bücher nach den
Regeln der kaufmännischen Buchführung geführt,
Jahresabschlüsse aufgestellt und diese Jahresab-
schlüsse unter Einbeziehung der Buchführung durch
einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft (Abschlussprüfer) geprüft werden.
2Die Prüfung muss nach den allgemein für die Jahres-
abschlussprüfung geltenden Grundsätzen durchge-
führt werden und sich insbesondere auf die Ord-
nungsmäßigkeit des Rechnungswesens und der wirt-
schaftlichen Verhältnisse erstrecken.

§ 11
Stiftungsverzeichnis

(1) Die anerkannten Evangelischen Stiftungen wer-
den in das Stiftungsverzeichnis der Evangelischen
Kirche von Westfalen aufgenommen.

(2) 1In das Stiftungsverzeichnis sind folgende Anga-
ben über die Evangelischen Stiftungen aufzunehmen:

a) Name, Sitz und Zweck;

b) Datum der Entstehung und der Anerkennung
durch das Landeskirchenamt;

c) vertretungsberechtigte Organe und Personen sowie
die Art ihrer Vertretungsberechtigung;

d) Namen der Mitglieder der Organe;

e) zuständige staatliche Stiftungsaufsichtsbehörde.

2Dem Landeskirchenamt sind die Angaben zu den
Buchstaben a) bis e) sowie deren Änderungen unver-
züglich mitzuteilen.

(3) 1Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen
nicht die Vermutung ihrer Richtigkeit. 2Die im Stif-
tungsverzeichnis erfassten Angaben sind allgemein
zugänglich.

(4) Das Landeskirchenamt stellt auf Antrag eine
Bescheinigung darüber aus, wer nach Maßgabe der
Satzung und der von der Evangelischen Stiftung mit-
geteilten Angaben zur Vertretung der Evangelischen
Stiftung berechtigt ist.

§ 12
Rechtsmittel

(1) 1Gegen Entscheidungen des Landeskirchenamtes
nach diesem Gesetz kann Widerspruch beim Landes-
kirchenamt eingelegt werden. 2Hilft das Landes-
kirchenamt dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein
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Widerspruchsbescheid. 3Diesen erlässt die Kirchen-
leitung.

(2) 1Nach Zustellung oder Bekanntgabe des Wider-
spruchsbescheides kann Klage bei der Verwaltungs-
kammer erhoben werden. 2Diese entscheidet end-
gültig.

(3) Die Einlegung eines Rechtsmittels hat keine auf-
schiebende Wirkung.

§ 13
Kirchliche Behörde

Die nach dem Stiftungsgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen (StiftG NRW) vom 15. Februar 2005
in der jeweils geltenden Fassung zuständige kirch-
liche Behörde ist das Landeskirchenamt.

§ 14
Verwaltungsvorschriften

Das Landeskirchenamt kann zu diesem Gesetz Ver-
waltungsvorschriften erlassen.

§ 15
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt ab dem 1. Januar 2008
in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten das Kirchengesetz über rechts-
fähige Evangelische Stiftungen des privaten Rechts
(StiftG EKvW) vom 4. November 1977 (KABl. 1977
S. 145) und die Verwaltungsvorschriften zum Kir-
chengesetz über rechtsfähige Evangelische Stiftungen
des privaten Rechts vom 19. Dezember 1978 (KABl.
1979 S. 43) außer Kraft.

Bielefeld, 15. November 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Hoffmann Winterhoff
Az.: 930.12

Kirchengesetz über den
Kirchensteuerhebesatz

(Kirchensteuerbeschluss – KiStB)
Vom 15. November 2007

Die Landessynode hat folgendes Kirchengesetz
beschlossen:

§ 1

(1) Auf Grund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 1
Buchstabe c der Kirchensteuerordnung/KiStO vom
22. September 2000 (KABl. EKiR 2000 S. 297),
14. September 2000 (KABl. EKvW 2000 S. 281) und
28. November 2000 (Ges.u.VoBl. LLK 2000 Band 12
S. 96) zuletzt geändert durch Erste gesetzesvertre-
tende Verordnung/Dritte gesetzesvertretende Verord-
nung/Dritte Notverordnung vom 9. September 2005
(KABl. EKiR 2005 S. 398), 22. September 2005

(KABl. EKvW 2005 S. 283), 20. September 2005
(Ges.u.VoBl. LLK 2005 Band 11 S. 375), werden für
die Kirchengemeinden, soweit sie nicht in Verbänden
zusammengeschlossen sind, und für die Verbände im
Steuerjahr 2008 Kirchensteuern als Zuschlag zur Ein-
kommensteuer (Lohnsteuer) gemäß § 6 Absatz 1 Zif-
fer 1 Buchstabe a) der Kirchensteuerordnung/KiStO
in Höhe von 9 v. H. festgesetzt.

(2) Der Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pauscha-
lierung der Lohnsteuer; er wird auf 7 v. H. der Lohn-
steuer ermäßigt, wenn der

a) Steuerpflichtige bei der Pauschalierung der Ein-
kommensteuer nach § 37b Einkommensteuergesetz

b) Arbeitgeber bei der Pauschalierung der Lohnsteuer

von der Vereinfachungsregelung nach Nummer 1 des
gleichlautenden Erlasses der obersten Finanzbe-
hörden der Bundesländer vom 17. November 2006
(BStBl. 2006, Teil I, Seite 716) sowie des gleichlau-
tenden Erlasses vom 28. Dezember 2006 (BStBl.
2007, Teil I, Seite 76) Gebrauch macht.

§ 2

Auf Grund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 1
Buchstabe c der Kirchensteuerordnung/KiStO vom
22. September 2000, 14. September 2000 und 28. No-
vember 2000 (KABI. 2000 S. 281), zuletzt geändert
durch Erste gesetzesvertretende Verordnung/Dritte
gesetzesvertretende Verordnung/Dritte Notverord-
nung vom 9. September 2005, 22. September 2005,
20. September 2005 (KABl. 2005 S. 283) wird für die
Kirchengemeinden, soweit sie nicht in Verbänden
zusammengeschlossen sind, und für die Verbände im
Steuerjahr 2008 das besondere Kirchgeld gemäß § 6
Absatz 1 Ziffer 5 der Kirchensteuerordnung nach
folgender Tabelle festgesetzt:

Stufe Bemessungsgrundlage: besonderes
Zu versteuerndes Ein- Kirchgeld:
kommen gemäß § 6
Absatz 2 Satz 2 KiStO: 

1 30.000– 37.499 Euro 96 Euro

2 37.500– 49.999 Euro 156 Euro

3 50.000– 62.499 Euro 276 Euro

4 62.500– 74.999 Euro 396 Euro

5 75.000– 87.499 Euro 540 Euro

6 87.500– 99.999 Euro 696 Euro

7 100.000–124.999 Euro 840 Euro

8 125.000–149.999 Euro 1.200 Euro

9 150.000–174.999 Euro 1.560 Euro

10 175.000–199.999 Euro 1.860 Euro

11 200.000–249.999 Euro 2.220 Euro

12 250.000–299.999 Euro 2.940 Euro

13 ab 300.000 Euro 3.600 Euro

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 13 vom 28. Dezember 2007 419



§ 3
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 28. November 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Hoffman Winterhoff
Az.: 951.013

Kirchengesetz über die
Rechnungsprüfung in der

Evangelischen Kirche von Westfalen
(Rechnungsprüfungsgesetz – RPG)

Vom 16. November 2007

Die Landessynode hat auf Grund von Artikel 159
Absatz 3 Kirchenordnung das folgende Kirchen-
gesetz beschlossen:

§ 1
Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle

(1) Für die Rechnungsprüfung der kirchlichen Kör-
perschaften der Evangelischen Kirche von Westfalen
wird eine gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle
errichtet. Sie führt die Bezeichnung Gemeinsame
Rechnungsprüfungsstelle.
(2) Die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle ist nur
an Recht und Gesetz gebunden. Ihr dürfen keine Wei-
sungen erteilt werden, welche die Art und Weise, das
Ergebnis oder den Umfang der Prüfung betreffen. Sie
ist nach Maßgabe dieses Gesetzes in ihrer Tätigkeit
der Landessynode und der Kirchenleitung unmittel-
bar unterstellt und verantwortlich.
(3) Anstellungsträgerin der Beschäftigten der Ge-
meinsamen Rechnungsprüfungsstelle ist die Evange-
lische Kirche von Westfalen.

§ 2
Zuständigkeiten und Aufgaben

(1) Das Prüfungsgebiet der Gemeinsamen Rech-
nungsprüfungsstelle umfasst den gesamten Bereich
der Evangelischen Kirche von Westfalen; es gliedert
sich in Prüfungsregionen.
(2) Die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle prüft
die Kirchengemeinden, die Kirchenkreise, die kirch-
lichen Verbände und die Landeskirche sowie ihre
rechtlich unselbstständigen Einrichtungen. Sie prüft
deren gesamte Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und
Wirtschaftsführung sowie die Vermögens- und Finanz-
verwaltung. 
(3) Die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle berät
und gibt Anregungen zur Förderung der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit. Sie gibt Empfehlungen zur
Verbesserung des Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesens sowie zur Organisation.
(4) Der Gemeinsamen Rechnungsprüfungsstelle kön-
nen von der Kirchenleitung weitere Prüfungsauf-
gaben übertragen werden. Einzelne Prüfungsaufträge

können vom Landeskirchenamt erteilt werden. Die
Vorsitzende oder der Vorsitzende des Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsausschusses ist davon zu unter-
richten.

(5) Die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle kann,
wenn ein besonderes kirchliches Interesse besteht, in
Abstimmung mit dem Gemeinsamen Rechnungs-
prüfungsausschuss im Rahmen vorhandener Kapazi-
täten weitere Prüfungsaufgaben annehmen. Für diese
Tätigkeit kann sie Gebühren nach Maßgabe einer
Gebührenordnung erheben.

§ 3
Prüfungsverfahren

(1) Die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle ver-
kehrt mit den zu prüfenden Einrichtungen und Amts-
stellen unmittelbar und führt den mit ihren Aufgaben
verbundenen Schriftwechsel selbstständig.

(2) Die Prüfung soll zeitnah und auf der Grundlage
der kirchlichen Prüfungsstandards erfolgen.

(3) Die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle kann
sich bei der Erledigung ihrer Aufgaben im Rahmen
ihres Haushalts jederzeit besonderer Sachverständi-
ger bedienen.

§ 4
Befugnisse

(1) Die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle ist im
Rahmen ihrer Aufgaben befugt, bei den zu prüfenden
Stellen jede für die Prüfung notwendige Auskunft und
die Vorlage und Aushändigung sämtlicher für das
Prüfungsverfahren notwendiger Dateien, Datenträger,
Akten, Schriftstücke und sonstiger Unterlagen zu ver-
langen oder unmittelbar darauf zuzugreifen.

(2) Die im Prüfungsdienst Beschäftigten der Gemein-
samen Rechnungsprüfungsstelle dürfen im Rahmen
ihrer Prüfungen alle Grundstücke und Räume betre-
ten, Behälter, Bücher, Pläne, Belege, Dateien und
sonstige Unterlagen einsehen und erforderlichenfalls
Gegenstände und Unterlagen sicherstellen.

§ 5
Unterrichtung

Werden im Zuständigkeitsbereich der Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsstelle Tatsachen erkannt, die den
dringenden Verdacht einer schwerwiegenden Unre-
gelmäßigkeit begründen, ist die Gemeinsame Rech-
nungsprüfungsstelle vom zuständigen Leitungsorgan
unverzüglich zu unterrichten.

§ 6
Zusammensetzung und Organisation

(1) Die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle besteht
aus der Leiterin oder dem Leiter, der Stellvertreterin
oder dem Stellvertreter, der erforderlichen Anzahl
von Prüferinnen und Prüfern sowie weiteren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern. Die Leiterin oder der
Leiter muss die zur Erfüllung ihrer oder seiner Auf-
gaben erforderliche Fachkunde besitzen; sie oder er
soll ein abgeschlossenes Hochschulstudium in Wirt-
schafts- oder Rechtswissenschaften haben.
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(2) Die Leiterin oder der Leiter der Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsstelle wird von der Kirchenlei-
tung auf Vorschlag des Gemeinsamen Rechnungsprü-
fungsausschusses berufen und abberufen. Die Stell-
vertreterin oder der Stellvertreter wird von der Kir-
chenleitung im Einvernehmen mit dem Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsausschuss berufen und abberufen. 

(3) Die Prüferinnen und Prüfer der Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsstelle werden von der Kirchen-
leitung auf Vorschlag der Leiterin oder des Leiters der
Gemeinsamen Rechnungsprüfungsstelle berufen.

(4) Die weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Gemeinsamen Rechnungsprüfungsstelle werden von
der Leiterin oder dem Leiter der Gemeinsamen Rech-
nungsprüfungsstelle angestellt.

(5) Die Leiterin oder der Leiter der Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsstelle vertritt die Gemeinsame
Rechnungsprüfungsstelle nach außen. Sie oder er
leitet die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle und
übt die Fach- und Dienstaufsicht aus.

(6) Die Leiterin oder der Leiter der Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsstelle untersteht der Dienstauf-
sicht der Kirchenleitung. Die Ausübung der Dienst-
aufsicht darf die Unabhängigkeit der Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsstelle nicht beeinträchtigen.

§ 7
Gemeinsamer Rechnungsprüfungsausschuss

(1) Der Gemeinsame Rechnungsprüfungsausschuss
besteht aus den Vorsitzenden und je einem weiteren
Mitglied der Rechnungsprüfungsausschüsse der Prü-
fungsregionen sowie der oder dem Vorsitzenden
und einem weiteren Mitglied des landeskirchlichen
Rechnungsprüfungsausschusses. Die Vorsitzende oder
der Vorsitzende und die Stellvertreterin oder der
Stellvertreter des Gemeinsamen Rechnungsprüfungs-
ausschusses werden durch die Landessynode für  die
Dauer der Synodalperiode gewählt. Sie bleiben bis
zum Ablauf der nächsten konstituierenden Synodal-
tagung im Amt. 

(2) Die Leiterin oder der Leiter und die Stellvertrete-
rin oder der Stellvertreter der Gemeinsamen Rech-
nungsprüfungsstelle nehmen an den Sitzungen des
Gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschusses bera-
tend teil.

(3) Der Gemeinsame Rechnungsprüfungsausschuss
ist zuständig für

1. die Berichterstattung vor der Landessynode und
der Kirchenleitung;

2. die Beratung über Prüfungsgrundlagen und Prü-
fungsstandards;

3. die Aufgaben gemäß § 2 Absatz 5 und § 6 Ab-
satz 2 dieses Kirchengesetzes;

4. die Beratung über den Haushalt für die Gemein-
same Rechnungsprüfungsstelle;

5. die Vorbereitung der Entlastung der Verantwort-
lichen für die Jahresrechnung des Haushalts der
Gemeinsamen Rechnungsprüfungsstelle;

6. die Vorschläge für den Zuschnitt der Prüfungs-
regionen sowie die Koordination der Informatio-
nen aus den Rechnungsprüfungsausschüssen der
Prüfungsregionen und aus dem landeskirchlichen
Rechnungsprüfungsausschuss;

7. die Vorbereitung von Gebührenordnungen.

§ 8
Rechnungsprüfungsausschüsse der

Prüfungsregionen und landeskirchlicher
Rechnungsprüfungsausschuss

(1) Für die Landeskirche und die Prüfungsregionen
sind Rechnungsprüfungsausschüsse zu bilden. Die
Rechnungsprüfungsausschüsse werden von den einer
Prüfungsregion angehörenden Kreissynoden und der
Landessynode für die Dauer der Synodalperiode
gewählt. Sie bleiben bis zum Ablauf der nächsten
konstituierenden Synodaltagung im Amt. Mitglieder
der Kirchenleitung, des Landeskirchenamtes, der
Kreissynodalvorstände und der synodalen Finanzaus-
schüsse dürfen nicht Mitglieder eines Rechnungs-
prüfungsausschusses sein.

(2) Die Rechnungsprüfungsausschüsse haben darauf
zu achten, dass die Haushalts-, Wirtschafts-, Kassen-
und Buchführung sowie die Vermögens- und Finanz-
verwaltung ordnungsgemäß erfolgen und dass Rech-
nungslegung, Rechnungsprüfung und Entlastung vor-
genommen und die vorgeschriebenen Kassenprüfun-
gen durchgeführt werden. Sie sollen den geprüften
Stellen Vorschläge zur Kassenführung sowie zur För-
derung der Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und
Sparsamkeit machen. Sie berichten dem Gemein-
samen Rechnungsprüfungsausschuss über ihre Tätig-
keit.

(3) Die regionalen Rechnungsprüfungsausschüsse
haben für ihren Zuständigkeitsbereich folgende wei-
tere Aufgaben:

1. die Berichterstattung vor der Kreissynode und vor
dem Kreissynodalvorstand ihres Zuständigkeits-
bereiches;

2. die Vorbereitung der Entlastung der Verantwort-
lichen durch die Kreissynode und den Kreissyn-
odalvorstand für die Jahresrechnungen und die
Rechnungen für die außerordentlichen Haushalts-
pläne ihres Zuständigkeitsbereiches nach vorheri-
ger Prüfung durch die zuständigen Rechnungs-
prüfenden der Gemeinsamen Rechnungsprüfungs-
stelle.

(4) Der landeskirchliche Rechnungsprüfungsausschuss
hat für seinen Zuständigkeitsbereich folgende weitere
Aufgaben:

1. die Berichterstattung vor der Landessynode und
vor der Kirchenleitung;

2. die Vorbereitung der Entlastung der Verantwort-
lichen durch die Landessynode für die Jahresrech-
nungen und die Rechnungen für die außerordent-
lichen Haushaltspläne seines Zuständigkeitsberei-
ches nach vorheriger Prüfung durch die zustän-
digen Rechnungsprüfenden der Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsstelle.
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(5) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den
Rechnungsprüfungsausschüssen und den geprüften
Stellen entscheidet der jeweilige Kreissynodalvor-
stand oder die Kirchenleitung. Sofern ein Kreissyn-
odalvorstand oder die Kirchenleitung selbst betroffen
ist, entscheidet die jeweilige Kreissynode oder die
Landessynode.

§ 9
Besondere Dienstpflichten

(1) Die im Prüfungsdienst Beschäftigten dürfen kei-
nem kirchenleitenden Organ ihres Zuständigkeits-
bereiches angehören.

(2) Besteht bei einer Prüferin oder einem Prüfer die
Besorgnis der Befangenheit, so hat die Leiterin oder
der Leiter sie oder ihn von der Prüfung zu befreien.

§ 10
Finanzierung der Gemeinsamen

Rechnungsprüfungsstelle

Die Finanzierung der Gemeinsamen Rechnungsprü-
fungsstelle erfolgt durch die kirchlichen Körperschaf-
ten ihres Prüfungsgebietes. Die Einnahmen und die
Ausgaben werden in einem gesonderten Haushalts-
plan – als Teil des landeskirchlichen Haushaltsplanes –
veranschlagt.

§ 11
Ermächtigung zum Erlass von Verordnungen

Die Kirchenleitung kann im Einvernehmen mit dem
Gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschuss Einzel-
heiten zur Durchführung dieses Kirchengesetzes,
insbesondere den Zuschnitt der Prüfungsregionen,
die Zusammensetzung und Zuständigkeit der Rech-
nungsprüfungsausschüsse der Prüfungsregionen und
des landeskirchlichen Rechnungsprüfungsausschus-
ses sowie Einzelheiten zur Finanzierung, Organisa-
tion, Verfahren und Prüfung der Gemeinsamen Rech-
nungsprüfungsstelle durch Verordnung regeln.

§ 12
Übergangsbestimmungen

(1) Die am 1. Januar 2008 im Prüfungsdienst tätigen
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Kir-
chenkreise werden in den Dienst der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Absprache mit dem bisheri-
gen Dienstherrn versetzt. Den am 1. Januar 2008 im
Prüfungsdienst tätigen privatrechtlich angestellten
Mitarbeitenden der Kirchenkreise ist die Fortsetzung
des bisherigen Arbeitsverhältnisses im Dienste der
Evangelischen Kirche von Westfalen anzubieten,
sofern der bisherige Arbeitgeber wegen des Wegfalls
der Prüfungstätigkeit in der Verantwortung des Kir-
chenkreises nicht ein gleichwertiges anderes Arbeits-
verhältnis anbietet.

(2) Die am 31. Dezember 2007 bestehenden Rech-
nungsprüfungsausschüsse bleiben bis zur Konstitu-
ierung der Rechnungsprüfungsausschüsse nach dem
Rechnungsprüfungsgesetz im Amt. Die Aufgaben des
Gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschusses nimmt
bis zu dessen Konstituierung ein Gremium wahr,

das sich aus den jeweiligen Vorsitzenden der am
31. Dezember 2007 bestehenden Rechnungsprü-
fungsausschüsse zusammensetzt.
(3) Mit dem Inkrafttreten des Rechnungsprüfungsge-
setzes werden alle entgegenstehenden Bestimmungen
aufgehoben, jedoch gilt bis zum Erlass der in dem
Rechnungsprüfungsgesetz vorgesehenen Verordnung
das bisherige Recht weiter.
(4) Soweit durch diese Regelungen Bestimmungen
aufgehoben werden, auf die in den anderen Gesetzen
und Vorschriften verwiesen ist, treten die entspre-
chenden Bestimmungen dieses Kirchengesetzes an
ihre Stelle.

§ 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2008 in
Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
a) Ordnung für das Rechnungsprüfungswesen (RPrO)

vom 19. Juni 1986 (KABl. 1986 S. 125);
b) Ordnung für das Rechnungsprüfungswesen der

landeskirchlichen Verwaltung (RPrO-L) vom
18. Juli 1974 (KABl. 1974 S. 117), zuletzt geän-
dert durch Beschluss der Kirchenleitung vom
16. August 1984 (KABl. 1984 S. 93, 125).

Bielefeld, 16. November 2007
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Dr. Hoffmann Winterhoff
Az.: 914.6

Verordnung zur Durchführung
eines Kirchengesetzes über die

Rechnungsprüfung in der
Evangelischen Kirche von Westfalen
(Verordnung Rechnungsprüfungs-

gesetz – VORPG)
Vom 13. Dezember 2007

Auf der Grundlage von § 11 des Rechnungsprüfungs-
gesetzes (RPG) erlässt die Kirchenleitung im Einver-
nehmen mit dem Gemeinsamen Rechnungsprüfungs-
ausschuss folgende Verordnung:

§ 1
(Zu § 2 Absatz 1 RPG)

(1) Das Prüfungsgebiet der Gemeinsamen Rech-
nungsprüfungsstelle umfasst die Landeskirche und
die folgenden Prüfungsregionen:

Prüfungsregion Ost
Gestaltungsraum VIII (Herford, Lübbecke, Minden
und Vlotho) und
Gestaltungsraum VII (Bielefeld, Gütersloh, Halle und
Paderborn).
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Prüfungsregion West

Gestaltungsraum I (Münster, Steinfurt-Coesfeld-Bor-
ken und Tecklenburg) und

Gestaltungsraum V (Hamm und Unna).

Prüfungsregion Ruhrgebiet

Gestaltungsraum II (Dortmund-Mitte-Nordost, Dort-
mund-Süd, Dortmund-West und Lünen),

Gestaltungsraum IX (Bochum, Gelsenkirchen und
Wattenscheid sowie Herne) und

Gestaltungsraum X (Gladbeck-Bottrop-Dorsten und
Recklinghausen).

Prüfungsregion Süd

Gestaltungsraum III (Iserlohn und Lüdenscheid-
Plettenberg),

Gestaltungsraum IV (Hagen, Hattingen-Witten und
Schwelm),

Gestaltungsraum XI (Siegen und Wittgenstein) und

Gestaltungsraum VI (Arnsberg und Soest).

(2) Die Beschäftigten der Gemeinsamen Rechnungs-
prüfungsstelle erhalten neben ihrer fachlichen auch
eine regionale Zuständigkeit und werden einem be-
stimmten Dienstort zugewiesen. Einzelheiten regeln
die jeweilige Dienstanweisung und die Geschäftsord-
nung der Gemeinsamen Rechnungsprüfungsstelle.

§ 2
(Zu § 2 Absatz 5 RPG)

Für die Durchführung weiterer Prüfungsaufgaben
gemäß § 2 Absatz 5 RPG kann die Gemeinsame
Rechnungsprüfungsstelle Gebühren nach Maßgabe
einer Gebührenordnung erheben. Diese Gebühren-
ordnung erlässt die Kirchenleitung im Einvernehmen
mit dem Gemeinsamen Rechnungsprüfungsaus-
schuss.

§ 3
(Zu § 8 RPG)

(1) Die Rechnungsprüfungsausschüsse der Prüfungs-
regionen bestehen aus jeweils einem Mitglied pro
Kirchenkreis. Sie werden durch die einer Prüfungs-
region angehörenden Kreissynoden gewählt. Vorsitz
und stellvertretenden Vorsitz bestellen die Mitglieder
aus ihrer Mitte.

(2) Der landeskirchliche Rechnungsprüfungsaus-
schuss besteht aus fünf Mitgliedern, die von der Lan-
dessynode gewählt werden. Vorsitz und stellvertreten-
den Vorsitz bestellen die Mitglieder aus ihrer Mitte.

(3) Die Rechnungsprüfenden nehmen in der Regel an
den Sitzungen des Rechnungsprüfungsausschusses
ihres Zuständigkeitsbereiches beratend teil.

§ 4
(Zu § 10 RPG)

Die Einnahmen und die Ausgaben der Gemeinsamen
Rechnungsprüfungsstelle werden im Haushalt der
Evangelischen Kirche von Westfalen (Haushalt

gesamtkirchliche Aufgaben) veranschlagt. Die Lan-
deskirche beteiligt sich zu einem Viertel an der
Deckung dieser Ausgaben.

§ 5
(Zu § 11 RPG)

Bei der Gemeinsamen Rechnungsprüfungsstelle fin-
det die Prüfung in entsprechender Anwendung von
§ 2 Absatz 2 RPG statt, soweit nachstehend nicht
Abweichendes bestimmt ist.

Die Prüfung der Jahresrechnung des Haushalts der
Gemeinsamen Rechnungsprüfungsstelle erfolgt durch
den Gemeinsamen Rechnungsprüfungsausschuss. Mit
der Prüfung kann er eine Prüferin, einen Prüfer oder
eine Prüfungseinrichtung beauftragen. Der Prüfungs-
bericht wird der Kirchenleitung zugeleitet.

Die Entlastung der Verantwortlichen für die Jahres-
rechnung des Haushalts der Gemeinsamen Rech-
nungsprüfungsstelle erfolgt durch die Landessynode
auf Empfehlung des Gemeinsamen Rechnungsprü-
fungsausschusses.

§ 6

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 13. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

(L. S.) Winterhoff Kleingünther
Az.: 914.6

Verordnung über die Zuordnung
diakonischer Einrichtungen zur

Evangelischen Kirche von Westfalen
(Zuordnungsverordnung – ZuVo)

Vom 13. Dezember 2007

Die Zuordnungsrichtlinie des Rates der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD) vom 7./8. Dezember
2007 aufnehmend, regelt die Kirchenleitung die
Zuordnung von diakonischen Einrichtungen zur
Kirche in der nachfolgenden Verordnung nach § 11
Diakoniegesetz.

§ 1
Geltungsbereich

Diese Richtlinie regelt die Zuordnung rechtlich
selbstständiger diakonischer Einrichtungen zur Evan-
gelischen Kirche von Westfalen (EKvW).

§ 2
Grundlagen

Grundlegende Kennzeichen diakonischer Werke und
Einrichtungen als Wesens- und Lebensäußerungen
der Kirche sind die Erfüllung eines kirchlichen Auf-
trags im Einklang mit dem Selbstverständnis der Kir-
che sowie die kontinuierliche Verbindung zur Kirche.
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Die Erfüllung des Auftrags vollzieht sich in der
Dienstgemeinschaft aller Mitarbeitenden in beruf-
licher und ehrenamtlicher Tätigkeit.

§ 3
Zuordnungsentscheidung

(1) Die Zuordnung erfolgt durch eine förmliche Ent-
scheidung. Es besteht kein Rechtsanspruch auf eine
kirchliche Zuordnung.

(2) Im Regelfall trifft das Diakonische Werk der
Evangelischen Kirche von Westfalen – Landesver-
band der inneren Mission – e.V. (DW.EKvW) für die
EKvW die kirchliche Zuordnungsentscheidung durch
Aufnahme der betreffenden Einrichtung als Mitglied.

(3) Darüber hinaus kann eine Zuordnung durch oder
auf Grund dieser Verordnung zwischen der EKvW
und der diakonischen Einrichtung im Einzelfall erfol-
gen. Das DW.EKvW ist rechtzeitig in die Entschei-
dungsfindung einzubeziehen.

(4) Ob ein Werk oder eine Einrichtung die Kennzei-
chen nach § 2 dieser Richtlinie erfüllt, bemisst sich
anhand einer Gesamtschau der Zuordnungsvorausset-
zungen in § 4 dieser Richtlinie.

(5) Bei Wegfall der Grundlage für die Zuordnungs-
entscheidung kann die Zuordnung aufgehoben wer-
den.

§ 4
Zuordnungsvoraussetzungen

(1) Diakonische Einrichtungen erfüllen die kirchlich-
diakonischen Zwecke und Aufgaben, die jeweils in
der Satzung verankert sind. Sie ermöglichen eine seel-
sorgliche Begleitung derjenigen, denen der diakoni-
sche Dienst gilt, und der Mitarbeitenden.

(1a) Für die berufliche Mitarbeit in der Diakonie wird
in der Regel die Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche
der EKD vorausgesetzt. Die Bestimmungen des § 3
der Richtlinie des Rates der EKD über die Anforde-
rungen der privatrechtlichen beruflichen Mitarbeit in
der EKD und des Diakonischen Werkes der EKD
vom 1. Juli 2005 in ihrer jeweils geltenden Fassung
sind zu beachten. Für ehrenamtliche Organmitglieder
sind sie entsprechend heranzuziehen.

(2) Die kontinuierliche Verbindung von diakonischer
Einrichtung und Kirche wird gewährleistet durch

a) Personen, die auf Grund eines kirchlichen Auf-
trags in der Einrichtung als geborene oder gewähl-
te Organmitglieder mitwirken;

b) Mitwirkung des DW.EKvW oder der EKvW bei
Satzungsänderungen und

c) die erklärte Bereitschaft, kirchliches Recht anzu-
wenden.

(3) Die Gemeinwohlorientierung diakonischer Ein-
richtungen wird sichergestellt. Gewinne werden für
diakonische Zwecke verwendet. Unverhältnismäßige
Gehälter und unverhältnismäßige sonstige Zahlungen
werden ausgeschlossen. Für den Fall der Auflösung
oder Aufhebung einer Einrichtung wird eine gemein-
wohlorientierte Anfallsberechtigung in der Regel zu

Gunsten von Trägern kirchlich-diakonischer Arbeit in
der Satzung oder sonstigen konstituierenden Ordnung
vorgesehen.

(4) Die Erfüllung eines kirchlichen Auftrags im Ein-
klang mit dem Selbstverständnis der Kirche kann ins-
besondere erkennbar werden durch

a) die Entwicklung eines Leitbildes und Gestaltung
der Außendarstellung;

b) die Mitwirkung von Ehrenamtlichen, die den
kirchlich-diakonischen Auftrag mittragen;

c) die Qualifizierung und Förderung der Mitarbeiten-
den im Blick auf die geistliche Dimension von
Leben und Arbeit;

d) das Vorhalten von Räumlichkeiten für Gottes-
dienste, Andachten, seelsorgliche Gespräche oder
die persönliche Besinnung;

e) die Feier von Gottesdiensten oder Andachten, vor
allem bei der Einführung von Mitarbeitenden.

(5) Die institutionelle Verbindung von diakonischer
Einrichtung und Kirche kann insbesondere erkennbar
werden durch:

a) Visitationen und Besuche durch Funktionsträger
der Kirche oder des Diakonischen Werkes und
regelmäßige Berichte über die Arbeit der Einrich-
tung;

b) Mitwirkung des Landesverbandes der Diakonie
oder der Kirche bei Bestellung und Abberufung
von Organmitgliedern;

c) die Gewinnung ehrenamtlich Mitarbeitender aus
den Kirchengemeinden;

d) die Finanzierung der Arbeit u. a. aus kirchlichen
Kollekten, Zuschüssen und Sammlungen, über
deren zweckentsprechende Verwendung Rechen-
schaft abzulegen ist;

e) gemeinsame Projekte.

§ 5
Mischträgerschaft

Bei der Beteiligung ökumenischer oder nichtkirch-
licher Partner an der Trägerschaft einer Einrichtung
ist diese der Evangelischen Kirche gemäß § 3 zuord-
nungsfähig, wenn die in §§ 2 und 4 genannten Vor-
aussetzungen vorliegen und der diakonische Partner
in allen Fragen, die die Zuordnung zur Kirche betref-
fen, entscheidenden Einfluss ausüben kann.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt nach Beschlussfassung am
1. Januar 2008 in Kraft und wird im Kirchlichen
Amtsblatt veröffentlicht.

Bielefeld, 13. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Hoffmann Winterhoff
Az.: 230.143
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Bestätigung von
gesetzesvertretenden Verordnungen

Landeskirchenamt Bielefeld, 30.11.2007
Az.: 230.11 und 350.111

Die Landessynode hat am 15. November 2007

die gesetzesvertretende Verordnung zur Änderung
des Kirchengesetzes über die Ordnung der diakoni-
schen Arbeit in der Evangelischen Kirche von West-
falen (Diakoniegesetz – DiakonieG –) vom 14. Juni
2007 (KABl. 2007 Seite 161),

die gesetzesvertretende Verordnung zur Änderung des
Pfarrbesoldungs- und -versorgungsrechts der Pfarre-
rinnen und Pfarrer vom 1. Dezember 2006 (KABl.
2006 S. 295) und

die gesetzesvertretende Verordnung über eine Ein-
malzahlung an Pfarrerinnen und Pfarrer, Prediger-
innen und Prediger sowie Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte vom 16. August 2007 (KABl. 2007
S. 214)

gemäß Artikel 144 Absatz 2 der Kirchenordnung
bestätigt.

Kirchliches Arbeitsrecht
Landeskirchenamt Bielefeld, 03 .12. 2007
Az.:300.313

Die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeitsrecht-
liche Kommission hat auf Grund von § 2 Absatz 2 des
Arbeitsrechts-Regelungsgesetzes (ARRG) die nach-
stehenden Arbeitsrechtsregelungen beschlossen, die
hiermit gemäß § 15 Absatz 1 Satz 2 ARRG bekannt
gemacht werden. Die Arbeitsrechtsregelungen sind
gemäß § 3 Absatz 1 ARRG verbindlich.

I.
Arbeitsrechtsregelung über vorübergehende

Abweichungen von kirchlichen
Arbeitsrechtsregelungen in dem

Evangelisches Frauenheim Aachen e. V.

Vom 21. November 2007

§ 1
Vorübergehende Maßnahmen

(1) Zur Vermeidung der Insolvenz und zur nachhalti-
gen Sicherung der Arbeitsplätze kann für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Evangelisches
Frauenheim Aachen e. V. durch Dienstvereinbarung
gemäß § 36 MVG bestimmt werden,

a) dass im Jahr 2007 eine Jahressonderzahlung
gemäß § 19 BAT-KF bzw. nach § 19 MTArb-KF
nicht gezahlt wird sowie

b) die Einmalzahlung gemäß § 13 der Arbeitsrechts-
regelung zu Übergangsregelungen im Zuge der
Neufassung des BAT-KF und MTArb-KF in vier

gleichen Teilen jeweils zum 31. März 2008, zum
30. Juni 2008, zum 30. September 2008 sowie zum
31. Dezember 2008 gezahlt wird.

(2) Die Regelung gilt nicht für die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Dienstvereinbarung in Altersteilzeit
befindlichen Beschäftigten sowie für Auszubildende.

(3) Mit den leitenden Mitarbeitenden, für welche die
Dienstvereinbarung keine rechtliche Wirkung entfal-
tet, werden Reduzierungen in entsprechender Höhe
vereinbart.

§ 2
Voraussetzungen

(1) Voraussetzung für den Abschluss einer Dienstver-
einbarung im Sinne von § 1 ist, dass die Dienststel-
lenleitung der Mitarbeitervertretung vorher die wirt-
schaftliche Situation der Einrichtung schriftlich dar-
legt und eingehend erklärt. Dazu ist der Mitarbeiter-
vertretung Einblick in die dafür maßgeblichen Unter-
lagen zu gewähren und eine unmittelbare Unterrich-
tung durch den Wirtschaftsprüfer zu ermöglichen.
Die Dienststellenleitung hat der Mitarbeitervertretung
ein Konzept zur Sanierung dargelegt.

(2) Voraussetzung ist ferner, dass in die Dienstverein-
barung aufgenommen werden:

1. die Gründe, die zu den in § 1 genannten Maßnah-
men führen;

2. die Verpflichtung des Arbeitgebers,

a) für die Dauer der Laufzeit keine betriebs-
bedingten Kündigungen auszusprechen, es sei
denn, die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter
lehnt das Angebot einer zumutbaren, im
Wesentlichen gleichwertigen und entsprechend
gesicherten Tätigkeit, die auch in einem
Arbeitsverhältnis zu einem anderen kirchli-
chen Arbeitgeber bestehen kann, ab.

Abweichend von Satz 1 ist eine betriebsbe-
dingte Kündigung zulässig, wenn sie im Rah-
men eines Sanierungskonzeptes erfolgt. Vor-
aussetzung ist die Zustimmung der Mitarbei-
tervertretung zu diesem Sanierungskonzept
sowie ihre uneingeschränkte Zustimmung zur
betriebsbedingten Kündigung. In diesem Fall
sind den Beschäftigten die Jahressonderzah-
lung und der gesamte ausstehende Restbetrag
der Einmalzahlung beim Ausscheiden nachzu-
zahlen;

b) Den bei Inkrafttreten der Dienstvereinbarung
befristet beschäftigten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, deren Arbeitsverhältnis während
der Laufzeit auf Grund der Befristung endet,
die Jahressonderzahlung sowie den gesamten
ausstehenden Restbetrag der Einmalzahlung
beim Ausscheiden nachzuzahlen;

c) Für Mitarbeitende, deren Arbeitsverhältnis
während der Laufzeit auf Grund des Errei-
chens der Altersgrenze oder auf Grund
Erwerbsunfähigkeit endet, gilt Buchstabe b)
entsprechend;
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d) Etwaige Mehrerlöse, welche der Evangeli-
sches Frauenheim Aachen e. V. während der
Laufzeit der Dienstvereinbarung erwirtschaftet
und die nicht zur Sicherung der Arbeitsplätze
benötigt werden, nach Beendigung der Lauf-
zeit in Höhe von maximal einer vollen tarif-
lichen Jahressonderzahlung an die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter auszuzahlen.

Ob solche Mehrerlöse vorhanden sind, stellen
Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung
unter Einbeziehung der Wirtschaftsprüfung
fest.

(3) Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung
bilden für die Dauer der Laufzeit einen gemeinsamen
Ausschuss, in dem laufend, in der Regel monatlich,
über folgende Punkte beraten wird:

1. monatlicher Soll-/Istvergleich;

2. die Notwendigkeit der Besetzung frei werdender
Arbeitsplätze;

3. geplante Investitionen;

4. Rationalisierungsvorhaben;

5. die Einschränkung oder Stilllegung von Teilen der
Dienststelle;

6. wesentliche Änderung der Organisation oder des
Zwecks der Dienststelle;

7. Vereinbarung von Kurzarbeit für einzelne Betriebs-
teile;

8. die Umsetzung des Sanierungskonzepts.

Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung kön-
nen zu den Sitzungen sachkundige Personen gemäß
§ 25 Mitarbeitervertretungsgesetz hinzuziehen.

Der Ausschuss hat während der Laufzeit der Dienst-
vereinbarung zu prüfen, ob die Maßnahmen gemäß
§ 1 in der festgelegten Höhe notwendig bleiben.

§ 3
Kündigung

Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung sind
nur zur außerordentlichen Kündigung der Dienstver-
einbarung aus wichtigem Grund berechtigt. Ein wich-
tiger Grund ist insbesondere dann gegeben, wenn die
Dienststellenleitung entgegen § 2 Absatz 2 Nr. 2
Buchstabe a) betriebsbedingt kündigt, ein Betriebs-
übergang nach § 613 a BGB ohne Zustimmung der
Mitarbeitervertretung erfolgt oder Insolvenz bean-
tragt wird. In diesem Fall ist die Dienststellenleitung
verpflichtet, die einbehaltenen Bezügebestandteile
umgehend auszuzahlen.

§ 4
Laufzeit

(1) Die Laufzeit geht vom 21. November 2007 bis
zum 31. Oktober 2008.

(2) Die Dienstvereinbarung ist dem Diakonischen
Werk der Evangelischen Kirche im Rheinland zuzu-
leiten.

Dortmund, 21. November 2007

Rheinisch-Westfälisch-Lippische
Arbeitsrechtliche Kommission

Der Vorsitzende
Kleingünther

II.
Arbeitsrechtsregelung zur Änderung

der Ordnung zur Beschäftigungssicherung
für kirchliche Mitarbeitende

Vom 21. November 2007

§ 1
Änderung der Ordnung zur Beschäftigungs-

sicherung für kirchliche Mitarbeitende

In § 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Soweit nach dem ARRG beschlossene arbeits-
rechtliche Regelungen für das Tarifrecht bestimmter
Berufsgruppen eine Jahressonderzahlung im Sinne
des § 19 BAT-KF nicht vorsehen, kann in der Dienst-
vereinbarung für die Angehörigen dieser Berufsgrup-
pen eine Reduktion des monatlichen Entgelts für das
Kalenderjahr, welches auf den Fälligkeitstermin der
gekürzten Jahressonderzahlung folgt, in Höhe des
Prozentsatzes vereinbart werden, der der Reduktion
des Jahresentgeltes durch die Kürzung der Jahres-
sonderzahlung entspricht, orientiert an der Jahresson-
derzahlung der Entgeltgruppen 13 bis 15 BAT-KF.
Jahresentgelt in diesem Sinne ist der vierfache Betrag
des im Juli, August und September gezahlten Ent-
gelts. Bemessungsgrundlage für die zu kürzenden
Monatsbeträge ist das jeweilige monatliche Tabellen-
entgelt einschließlich der in Festbeträgen festgesetz-
ten Zulagen; als Ausgleich für Sonderformen der
Arbeit zu zahlende Zuschläge nach § 8 BAT-KF, § 8
MTArb-KF bleiben unberücksichtigt, es sei denn,
dass sie in monatlichen Pauschalen festgelegt sind.

Für zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Regelung
bereits bestehende Dienstvereinbarungen gilt die
nach Unterabsatz 1 getroffene Regelung als verein-
bart.“

§ 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt zum 22. November
2007 in Kraft.

Dortmund, 21. November 2007

Rheinisch-Westfälisch-Lippische
Arbeitsrechtliche Kommission

Der Vorsitzende
Kleingünther
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Beschluss der Landessynode zur
Auffüllung der Clearing-Rückstellung
und zur Verteilung der Kirchensteuern

2007 und 2008
Landeskirchenamt Bielefeld, 26. 11. 2007
Az.: 982.0

2007

Auf Grund des Beschlusses der Landessynode vom
15. November 2007 wird das Kirchensteueraufkom-
men im Haushaltsjahr 2007 auf 415 Mio. Euro festge-
setzt und die Zuführung zur Clearing-Rückstellung
um 15 Mio. Euro von 20 Mio. Euro auf 35 Mio. Euro
erhöht. Daraus ergibt sich für das Haushaltsjahr 2007
folgende Verteilung der Kirchensteuern gemäß § 2
Absatz 2 und 3 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG):

Gesamtsumme 415.000.000 i

Zuweisung EKD-Finanzausgleich
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 1 FAG 15.400.000 i

Zuführung Clearing-Rückstellung
gemäß § 2 Absatz 3 FAG 35.000.000 i

Verteilungssumme 364.600.000 i

1.) Zuweisung für den Allgemeinen
Haushalt der Landeskirche
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe a FAG
(9 % von 364,6 Mio. i) 32.814.000 i

2.) Zuweisung für gesamtkirchliche
Aufgaben gemäß § 2 Absatz 2
Ziffer 2 Buchstabe b FAG
(6,65 % von 364,6 Mio. i) 24.251.100 i

3.) Zuweisung für die Pfarrbesoldung
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe c FAG
(10,46 % von 364,6 Mio. i) 38.152.300 i

4.) Zuweisung an die Kirchenkreise
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe d FAG
(73,89 % von 364,6 Mio. i) 269.382.600 i

Betrag je Gemeindeglied
269.382.600 i : 2.632.901 =
102,313987 i

364.600.000 i

Übersteigt das Kirchensteueraufkommen im Haus-
haltsjahr 2007 den Betrag von 415 Mio. Euro, sind
vom Mehraufkommen 2,5 Mio. Euro der Ausgleichs-
rücklage für die Kirchenkreise zuzuführen.

Ein darüber hinaus gehendes Mehraufkommen ist
einer bei der Versorgungskasse für Pfarrer und Kir-
chenbeamte für die Verpflichtungen der Evange-
lischen Kirche von Westfalen einzurichtenden Versor-
gungssicherungs-Rückstellung zuzuführen.

2008
Auf Grund des Beschlusses der Landessynode vom
15. November 2007 ergibt sich für das Haushaltsjahr
2008 folgende Verteilung der Kirchensteuern gemäß
§ 2 Absatz 2 und 3 des Finanzausgleichsgesetzes
(FAG):

Gesamtsumme 410.000.000 i

Zuweisung EKD-Finanzausgleich
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 1 FAG 14.900.000 i

Zuführung Clearing-Rückstellung
gemäß § 2 Absatz 3 FAG 30.000.000 i

Verteilungssumme 365.100.000 i

1.) Zuweisung für den Allgemeinen
Haushalt der Landeskirche
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe a FAG
(9 % von 365,1 Mio. i) 32.859.000 i

2.) Zuweisung für gesamtkirchliche
Aufgaben gemäß § 2 Absatz 2
Ziffer 2 Buchstabe b FAG
(7,45 % von 365,1 Mio. i) 27.216.800 i

3.) Zuweisung für die Pfarrbesoldung
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe c FAG
(14,24 % von 365,1 Mio. i) 51.989.200 i

4.) Zuweisung an die Kirchenkreise
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe d FAG
(69,31 % von 365,1 Mio. i) 253.035.000 i

Betrag je Gemeindeglied
253.035.000 i : 2.606.901 =
97,063525 i

365.100.000 i

Bekanntmachung des Landes-
kirchlichen Haushaltsplanes 2008

Landeskirchenamt Bielefeld, 26. 11. 2007
Az.: 900.21/2008

Die Landessynode hat auf ihrer Tagung vom 13. bis
16. November 2007 folgenden Haushalt der EKvW
für das Haushaltsjahr 2008 beschlossen:

Allgemeiner Haushalt
Einnahmen Ausgaben

ii ii

0 Allgemeine kirchliche
Dienste 54.800 4.554.800

1 Besondere kirchliche
Dienste 199.800 3.950.800

2 Kirchliche Sozialarbeit 0 1.153.200

3 Gesamtkirchliche
Aufgaben, Ökumene,
Weltmission 1.162.000 1.162.000

4 Öffentlichkeitsarbeit 0 1.392.400
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Allgemeiner Haushalt

Einnahmen Ausgaben
ii ii

5 Bildungswesen u.
Wissenschaft 279.900 8.352.500

7 Rechtsetzung, Leitung,
Verwaltung 3.521.900 17.366.500

8 Verwaltung d. Allg.
Finanzvermögens 2.492.600 1.096.600

9 Allgemeine Finanz-
wirtschaft 33.568.100 2.250.300

41.279.100 41.279.100

Haushalt EKD-Finanzausgleich

9 Allgemeine Finanz-
wirtschaft 14.900.000 14.900.000

14.900.000 14.900.000

Haushalt gesamtkirchliche Aufgaben

1 Besondere kirchliche
Dienste 0 1.170.000

3 Gesamtkirchliche
Aufgaben, Ökumene,
Weltmission 0 11.865.800

4 Öffentlichkeitsarbeit 0 408.500

5 Bildungswesen u.
Wissenschaft 0 150.000

7 Rechtsetzung, Leitung,
Verwaltung 564.000 4.185.900

9 Allgemeine Finanz-
wirtschaft 27.216.800 10.000.600

27.780.800 27.780.800

Haushalt Pfarrbesoldung
– Pfarrbesoldungspauschale –

0 Allgemeine kirchliche
Dienste 1.775.000 103.373.000

9 Allgemeine Finanz-
wirtschaft 102.664.000 1.066.000

104.439.000 104.439.000

Haushalt Pfarrbesoldung
– Pfarrbesoldungszuweisung –

0 Allgemeine kirchliche
Dienste 15.000.000 66.989.200

9 Allgemeine Finanz-
wirtschaft 51.989.200 0

66.989.200 66.989.200

Haushalt Pfarrbesoldung
– Zentrale Beihilfeabrechnung –

9 Allgemeine Finanz-
wirtschaft 6.954.000 6.954.000

6.954.000 6.954.000

Haushalt Pfarrbesoldung
– Sonderfonds zur Erleichterung der Umstellung
des Finanzausgleichs und der Pfarrbesoldung –

9 Allgemeine Finanz-
wirtschaft 1.512.000 1.512.000

1.512.000 1.512.000

Gesamtübersicht

Allgemeiner Einnahmen 41.279.100
Haushalt Ausgaben 41.279.100

Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt EKD- Einnahmen 14.900.000
Finanzausgleich Ausgaben 14.900.000

Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt Aufwen- Einnahmen 27.780.800
dungen für gesamt- Ausgaben 27.780.800
kirchliche Aufgaben Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt Pfarrbe- Einnahmen 104.439.000
soldung – Pfarrbe- Ausgaben 104.439.000
soldungspauschale – Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt Pfarrbe- Einnahmen 66.989.200
soldung – Pfarrbe- Ausgaben 66.989.200
soldungszuweisung – Über-/Zuschuss 0

Haushalt Pfarrbe- Einnahmen 6.954.000
soldung – Zentrale Ausgaben 6.954.000
Beihilfeabrechnung – Über-/Zuschuss 0

Haushalt Pfarrbesol- Einnahmen 1.512.000
dung – Sonderfonds Ausgaben 1.512.000
zur Erleichterung Über-/Zuschuss 0
der Umstellung des
Finanzausgleichs und
der Pfarrbesoldung –

Gesamt-Einnahme 263.854.100

Gesamt-Ausgabe 263.854.100

Über-/Zuschuss 0

Satzung über die Leitung der
Evangelischen Philippus-

Kirchengemeinde Dortmund sowie
ihre Gliederung in Gemeindebezirke

und Fachbereiche
Auf Grund der Artikel 74 und 77 der Kirchenordnung
der Evangelischen Kirche von Westfalen haben die
Bevollmächtigten der Evangelischen Philippus-
Kirchengemeinde Dortmund in ihren Sitzungen vom
15. August 2007 und 12. September 2007 folgende
Fassung einer Gemeindesatzung beschlossen:
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§ 1
Gliederung der Gemeinde

(1) Die Evangelische Philippus-Kirchengemeinde
Dortmund wird zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben in
Gemeindebezirke und Fachbereiche gegliedert.

(2) Das Presbyterium bildet folgende Gemeinde-
bezirke:

a) Brünninghausen;

b) Kirchhörde;

c) Löttringhausen.

Die Gemeindebezirke sind gleichzeitig Wahlbezirke
im Sinne des Presbyterwahlgesetzes. Die Zahl der
Presbyterinnen oder Presbyter beträgt in den Gemein-
debezirken Brünninghausen und Löttringhausen je
vier und im Gemeindebezirk Kirchhörde sechs (ins-
gesamt 14).

(3) Das Presbyterium bildet folgende Fachbereiche:

a) Gottesdienst und Kirchenmusik;

b) Diakonie und Seelsorge;

c) Tageseinrichtungen für Kinder;

d) Öffentlichkeitsarbeit und Fundraising;

e) Bauangelegenheiten;

f) Friedhofsangelegenheiten.

(4) Das Presbyterium bildet Ausschüsse nach Arti-
kel 74 der Kirchenordnung zur Wahrnehmung der
Aufgaben in den Fachbereichen.

(5) Das Presbyterium kann zur Wahrnehmung von
Aufgaben weitere beratende Ausschüsse nach Arti-
kel 73 der Kirchenordnung bilden oder Beauftragte
wählen.

§ 2
Presbyterium

(1) Dem Presbyterium obliegen die Planung und
Leitung der kirchlichen Arbeit in der Evangelischen
Philippus-Kirchengemeinde Dortmund sowie die
Vertretung der Kirchengemeinde in der Öffentlichkeit
und im Rechtsverkehr. Insbesondere nimmt es die in
Artikel 56 und 57 der Kirchenordnung beschriebenen
Aufgaben wahr, soweit diese nicht dem Geschäfts-
führenden Ausschuss oder den Ausschüssen nach den
§§ 4 und 5 übertragen sind.

(2) Das Presbyterium entscheidet:

a) in allen Angelegenheiten, die ihm nach den kir-
chenrechtlichen Vorschriften vorbehalten sind und
die es nicht übertragen kann;

b) in allen übrigen Angelegenheiten, sofern sie nicht
nach den Bestimmungen dieser Satzung auf einen
Ausschuss übertragen worden sind.

(3) Das Presbyterium kann ergänzend zu der Rege-
lung der Satzung eine Geschäftsordnung erlassen, die
auch für das Verfahren in den Ausschüssen verbind-
lich ist.

(4) Nach der Neuwahl muss die erste Sitzung des
Presbyteriums innerhalb eines Monats nach der Ein-
führung der Presbyterinnen und Presbyter stattfinden.

In dieser Sitzung entscheidet es auch über die Beset-
zung der Ausschüsse mit Presbyteriumsmitgliedern
und wählt die Kirchmeisterinnen und/oder Kirch-
meister. Weitere Mitglieder der Ausschüsse werden
auf Vorschlag der Ausschüsse vom Presbyterium
berufen.

(5) Das Presbyterium wählt eine Vorsitzende oder
einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder
einen Stellvertreter aus seiner Mitte. Die Amtszeit
beträgt zwei Jahre.

(6) Das Presbyterium entsendet Vertreter in den
gemeinsamen Jugendausschuss der Clever-Jugend-
arbeit gemäß der entsprechenden kirchenrechtlichen
Vereinbarung.

§ 3
Geschäftsführender Ausschuss

(1) Der Geschäftsführende Ausschuss – im Folgenden
GA genannt – führt die laufenden Geschäfte und
koordiniert die Arbeit der Ausschüsse nach den §§ 4
und 5. Er bereitet alle Sitzungen des Presbyteriums
einschließlich der Abfassung von Beschlussfassungen
vor. Für Beschlussvorlagen anderer Ausschüsse wer-
den in rechtlicher und finanzieller Hinsicht, soweit
erforderlich, Stellungnahmen erarbeitet.

(2) Der GA hat insbesondere die Aufgabe:

a) Die Haushaltspläne in Zusammenarbeit mit der
Verwaltung aufzustellen. Die Ausschüsse nach § 4
haben bis zum 31. August des laufenden Jahres
ihren Bedarf für das kommende Haushaltsjahr
anzumelden;

b) Personalangelegenheiten für das Presbyterium
vorzubereiten. Bei Personalangelegenheiten der
Kindergärten sind die gesetzlichen Vorschriften
des Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten.

(3) Dem GA gehören mindestens an:

a) Die oder der Vorsitzende des Presbyteriums;

b) Die Kirchmeisterinnen oder die Kirchmeister;

c) Eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, sofern der Vorsitz
im Presbyterium nicht durch eine Pfarrerin oder
einen Pfarrer wahrgenommen wird;

d) Weitere Presbyterinnen oder Presbyter, bis dem
GA in der Mehrheit gewählte Mitglieder des Pres-
byteriums angehören und dem GA mindestens ein
Mitglied des Presbyteriums aus jedem Gemein-
debezirk angehört.

(4) Den Vorsitz des GA hat die Vorsitzende oder der
Vorsitzende des Presbyteriums. Die Vertretung liegt
bei ihrer oder seiner Stellvertretung, gegebenenfalls
bei einer Kirchmeisterin oder einem Kirchmeister.

§ 4
Fachausschüsse

(1) Für die Planung und Leitung der kirchlichen
Arbeit in den einzelnen Fachbereichen werden Fach-
ausschüsse gebildet.
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(2) Die Fachausschüsse nehmen ihre Aufgaben im
Rahmen der Planung und Leitung des Presbyteriums
in eigener Verantwortung wahr.

(3) Die Fachausschüsse haben insbesondere die Auf-
gabe,

a) die Fachaufgaben in der Kirchengemeinde in Zu-
sammenarbeit mit den Gemeindebezirken zu för-
dern und zu koordinieren;

b) über die Verwendung der zugewiesenen Haus-
haltsmittel zu beschließen;

c) das komplette Bewerbungsverfahren bei Einstel-
lungen abzuwickeln.

(4) Die Protokolle der Fachausschüsse sind der oder
dem Vorsitzenden des Presbyteriums zur Kenntnis zu
geben.

(5) Den Fachausschüssen gehören an:

a) Mitglieder des Presbyteriums, die vom Presbyte-
rium berufen worden sind;

b) Sachkundige Gemeindeglieder, die auf Vorschlag
der zum Fachbereich gehörenden Mitglieder des
Presbyteriums vom Presbyterium berufen werden.
Sie müssen die Befähigung zum Amt einer Pres-
byterin oder eines Presbyters haben;

c) Vertreterinnen und Vertreter der zum Fachbereich
gehörenden haupt- bzw. nebenberuflichen Mitar-
beitenden, die auf Vorschlag der zum Fachbereich
gehörenden Mitglieder des Presbyteriums vom
Presbyterium berufen werden.

Die Anzahl der Mitglieder zu a) und b) muss um
mindestens eine Person höher sein als die Anzahl der
Mitglieder zu c).

d) Als Gäste mit beratender Stimme können weitere
Vertreterinnen und Vertreter der zum Fachbereich
gehörenden haupt- und nebenberuflichen sowie
ehrenamtlich Mitarbeitende hinzugezogen werden.

(6) Die Vorsitzenden der Fachausschüsse, bei Verhin-
derung ihre Stellvertretung, sorgen für die Aus-
führung der Beschlüsse und unterrichten das Pres-
byterium regelmäßig über ihre Arbeit. Sie nehmen die
Fachaufsicht über die Mitarbeitenden der Fachberei-
che nach § 1 Absatz 3 c bis f wahr.

(7) Die oder der Vorsitzende und ihre oder seine Stell-
vertretung werden vom Fachausschuss aus seiner
Mitte gewählt. Beide müssen entweder stimmberech-
tigt sein oder mit beratender Stimme an den Sitzun-
gen des Presbyteriums teilnehmen.

§ 5
Beratende Ausschüsse für die Arbeit

in den Gemeindebezirken

(1) Das Presbyterium soll zur Unterstützung seiner
Arbeit und um die Beteiligung der Gemeindeglieder
am Gemeindeleben zu fördern, für jeden Gemein-
debezirk einen beratenden Ausschuss berufen. Die
Berufung der Ausschüsse erfolgt jeweils für die Zeit
bis zur nächsten turnusmäßigen Presbyteriumswahl.

(2) Die Ausschüsse sollen bei der Planung und Koor-
dination der Gemeindearbeit in den Gemeindebezir-
ken, bei der Vorbereitung und Durchführung von
Gemeindeveranstaltungen im Gemeindebezirk mit-
wirken. Hierzu gehören:

a) Beratung von Einzelfragen der Gemeindebezirks-
arbeit;

b) Planung und Durchführung besonderer Gottes-
dienste im Gemeindebezirk;

c) Die Ausrichtung von Festen;

d) Die Planung von Jahresvorhaben.

Weitere Aufgaben können durch Beschluss des Pres-
byteriums übertragen werden.

(3) Den Ausschüssen sollen haupt- und nebenberuf-
liche Mitarbeitende der Gemeindebezirke angehören
sowie Gemeindeglieder, die in den verschiedenen
Arbeitsbereichen und Gemeindekreisen der Gemein-
debezirke mitarbeiten. Die Ausschüsse wählen aus
ihrer Mitte die Vorsitzende oder den Vorsitzenden. 

(4) Die Ausschüsse versammeln sich auf Einladung
der oder des Vorsitzenden. Sie haben mindestens vier
Zusammenkünfte im Jahr, davon eine gemeinsam mit
dem Presbyterium und den anderen Ausschüssen der
Gemeindebezirke. Sie müssen einberufen werden,
wenn ein Drittel ihrer Mitglieder es beantragt. Das
Presbyterium informiert die Ausschüsse über wichtige
Beschlüsse, die auf die Gemeindearbeit im Gemein-
debezirk oder in der Kirchengemeinde Auswirkung
haben.

(5) Die Protokolle der Ausschüsse sind der oder dem
Vorsitzenden des Presbyteriums zur Kenntnis zu
geben.

§ 6
Grundsatz der Zusammenarbeit

(1) Das Presbyterium sowie alle Ausschüsse unter-
stützen sich gegenseitig bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben und stellen sich die erforderlichen Informa-
tionen und Unterlagen zur Verfügung.

(2) Angelegenheiten, die die Zuständigkeit mehrerer
Ausschüsse berühren, werden in gegenseitigem Ein-
vernehmen entschieden. Wird ein Einvernehmen
nicht erreicht, entscheidet das Presbyterium.

§ 7
Verwaltung

(1) Das Gemeindebüro erledigt die in der Kirchen-
gemeinde anfallenden Verwaltungsarbeiten, soweit
nicht nach der Satzung der Vereinigten Kirchenkreise
Dortmund die gemeinsame Verwaltung zuständig ist.

(2) Die Aufsicht über das Gemeindebüro übt die oder
der Vorsitzende des Presbyteriums aus.
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§ 8
Inkrafttreten

Die Satzung tritt nach der Veröffentlichung im Kirch-
lichen Amtsblatt in Kraft.

Dortmund, 26. Oktober 2007

Evangelische Philippus-Kirchengemeinde
Dortmund

Die Bevollmächtigten
(L. S.) Nitzke Ogilvie Thiel

Genehmigung
In Verbindung mit den Beschlüssen der Bevollmäch-
tigten der Ev. Philippus-Kirchengemeinde Dortmund
vom 15. August 2007, TOP 3.1, und 12. September
2007, TOP 4.3.1, und dem Beschluss des Kreissyno-
dalvorstandes des Kirchenkreises Dortmund-Süd
vom 13. September 2007, Beschluss Nr. 11.1,

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 7. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Heinrich
Az.: 010.21-2725

Satzung der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Dortmund-Südwest

Die Evangelische Kirchengemeinde Barop, die Evan-
gelische Kirchengemeinde Eichlinghofen und die
Evangelische Kirchengemeinde Hombruch bilden
eine neue Kirchengemeinde mit dem Namen Evange-
lische Kirchengemeinde Dortmund-Südwest.

Zur Ordnung und Regelung ihrer Arbeit gibt sie sich
gemäß Artikel 74 und 77 Kirchenordnung der Evan-
gelischen Kirche von Westfalen (KO) die folgende
Satzung:

§ 1
Gliederung der Gemeinde

(1) Die Evangelische Kirchengemeinde Dortmund-
Südwest wird zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben in
Gemeindebezirke und Fachbereiche gegliedert.

(2) Das Presbyterium bildet folgende Gemeinde-
bezirke:

a) Barop;

b) Eichlinghofen;

c) Hombruch.

(3) Das Presbyterium bildet folgende Fachbereiche:

a) Gottesdienst und Kirchenmusik;

b) Kinder- und Jugendarbeit, Tageseinrichtungen für
Kinder;

c) Mitgliederbetreuung, Seniorenarbeit, Diakonie,
Seelsorge;

d) Gesellschaftliche Verantwortung, Weltmission
Partnerschaften und interreligiöser Dialog;

e) Personalangelegenheiten;

f) Bauangelegenheiten, Friedhöfe;

g) Fundraising;

h) Öffentlichkeitsarbeit und Kultur.

(4) Das Presbyterium bildet Ausschüsse zur Wahr-
nehmung der Aufgaben in den Fachbereichen.

(5) Das Presbyterium kann zur Wahrnehmung von
Aufgaben weitere beratende Ausschüsse bilden oder
Beauftragte wählen.

§ 2
Presbyterium

(1) Dem Presbyterium obliegen die Planung und
Leitung der kirchlichen Arbeit in der Evangelischen
Kirchengemeinde Dortmund-Südwest sowie die Ver-
tretung der Kirchengemeinde in der Öffentlichkeit
und im Rechtsverkehr. Insbesondere nimmt es die in
Artikel 56 und 57 der Kirchenordnung beschriebenen
Aufgaben wahr, soweit diese nicht dem Geschäfts-
führenden Ausschuss oder den Ausschüssen nach den
§§ 4 und 5 übertragen sind.

(2) Das Presbyterium entscheidet

a) in allen Angelegenheiten, die ihm nach den kir-
chenrechtlichen Vorschriften vorbehalten sind und
die es nicht übertragen kann;

b) in allen übrigen Angelegenheiten, sofern sie nicht
nach den Bestimmungen dieser Satzung auf einen
Ausschuss übertragen worden sind.

(3) Das Presbyterium kann bestimmte Angelegen-
heiten, die nach den kirchenrechtlichen Vorschriften
übertragbar sind, durch besondere Beschlüsse der
oder dem Vorsitzenden des Presbyteriums, einer
Kirchmeisterin oder einem Kirchmeister oder einem
Ausschuss beratend übertragen.

(4) Das Presbyterium erlässt ergänzend zu der Rege-
lung der Satzung eine Geschäftsordnung, die auch für
das Verfahren in den Ausschüssen verbindlich ist.

(5) Nach der Neuwahl muss die erste Sitzung des
Presbyteriums innerhalb eines Monats nach der Ein-
führung der Presbyterinnen und Presbyter stattfinden.
In dieser Sitzung entscheidet es auch über die Beset-
zung der Ausschüsse mit Presbyteriumsmitgliedern
und wählt die Kirchmeisterinnen und/oder Kirch-
meister.

(6) Das Presbyterium wählt eine Vorsitzende oder
einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder
einen Stellvertreter aus seiner Mitte. Die Amtszeit
beträgt zwei Jahre. Im Übrigen gelten die Vorschriften
des Artikel 63 Absatz 1 der Kirchenordnung.

§ 3
Geschäftsführender Ausschuss

(1) Der Geschäftsführende Ausschuss (GA) führt die
laufenden Geschäfte und koordiniert die Arbeit der
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Ausschüsse nach den §§ 4 und 5. Er bereitet alle Sit-
zungen des Presbyteriums einschließlich der Abfas-
sung von Beschlussfassungen vor. Für Beschluss-
vorlagen anderer Ausschüsse werden in rechtlicher
und finanzieller Hinsicht, soweit erforderlich, Stel-
lungnahmen erarbeitet. Die Amtszeit beträgt 2 Jahre.
Wiederwahl ist möglich.

(2) Der GA hat insbesondere die Aufgabe:

a) die Haushaltspläne in Zusammenarbeit mit der
Verwaltung aufzustellen. Die Ausschüsse nach § 4
haben bis zum 31. August des laufenden Jahres
ihren Bedarf für das kommende Haushaltsjahr
anzumelden;

b) privateigene Fahrzeuge für Dienstfahrten anzuer-
kennen.

(3) Der GA besteht aus drei gewählten Mitgliedern
und zwei Pfarrerinnen oder Pfarrern. Ihm gehören an:

a) die oder der Vorsitzende des Presbyteriums;

b) die Finanzkirchmeisterin oder der Finanzkirch-
meister;

c) die Baukirchmeisterin oder der Baukirchmeister;

d) zwei weitere Mitglieder des Presbyteriums.

(4) Den Vorsitz des GA hat die Vorsitzende oder der
Vorsitzende des Presbyteriums. Die Vertretung liegt
bei ihrer oder seiner Stellvertretung, gegebenenfalls
bei einer Kirchmeisterin oder einem Kirchmeister.

§ 4
Fachausschüsse

(1) Für die Planung und Leitung der kirchlichen
Arbeit in den einzelnen Fachbereichen werden fol-
gende Fachausschüsse gebildet:

a) Fachausschuss für Gottesdienst und Kirchenmusik;

b) Fachausschuss für die Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen;

c) Fachausschuss für Mitgliederbetreuung, Senioren-
arbeit, Diakonie und Seelsorge;

d) Fachausschuss für Bau- und Friedhofsangelegen-
heiten.

(2) Die Fachausschüsse nehmen ihre Aufgaben im
Rahmen der Planung und Leitung des Presbyteriums
in eigener Verantwortung wahr.

(3) Die Fachausschüsse haben die Aufgabe,

a) die Fachaufgaben in der Gemeinde zu fördern und
zu koordinieren;

b) über die Verwendung der zugewiesenen Haus-
haltsmittel zu beschließen.

(4) Die Protokolle der Fachausschüsse sind der oder
dem Vorsitzenden des Presbyteriums zur Kenntnis zu
geben. Die Zugänglichkeit der Protokolle für alle
Mitglieder des Presbyteriums ist sicher zu stellen.

(5) Den Fachausschüssen gehören an:

a) Mitglieder des Presbyteriums, die vom Presbyteri-
um berufen werden.

b) Sachkundige Gemeindeglieder, die vom Presbyte-
rium berufen werden. Sie müssen die Befähigung

zum Amt einer Presbyterin oder eines Presbyters
haben.

c) Vertreterinnen und Vertreter der zum Fachbereich
gehörenden haupt- bzw. nebenberuflichen Mitar-
beitenden, die vom Presbyterium berufen werden.

Die Summe der Mitglieder aus a) und b) muss um
mindestens eine Person höher sein als die Anzahl der
Mitglieder aus c).

d) Als Gäste mit beratender Stimme können vom
Presbyterium weitere Vertreterinnen und Vertreter
der zum Fachbereich gehörenden haupt- und
nebenberuflichen sowie ehrenamtlich Mitarbei-
tende hinzugezogen werden.

Die Vorsitzenden der Fachausschüsse, bei Verhinde-
rung ihre Stellvertretung, sorgen für die Ausführung
der Beschlüsse und unterrichten das Presbyterium
regelmäßig über ihre Arbeit.

(6) Die oder der Vorsitzende und ihre oder seine Stell-
vertretung werden vom Presbyterium gewählt.

§ 5
Beratende Ausschüsse in den Gemeindebezirken

(1) Das Presbyterium beruft zur Unterstützung seiner
Arbeit und um die Beteiligung der Gemeindeglieder
am Gemeindeleben zu fördern für jeden Gemeinde-
bezirk einen beratenden Ausschuss. Die Berufung
erfolgt jeweils für die Zeit bis zur nächsten turnus-
mäßigen Presbyteriumswahl.

(2) Die Ausschüsse sollen bei der Planung und Koor-
dination der Gemeindearbeit in den Gemeinde-
bezirken, bei der Vorbereitung und Durchführung von
Gemeindeveranstaltungen im Gemeindebezirk bera-
tend mitwirken. Hierzu gehören:

a) Beratung von Einzelfragen der Gemeindebezirks-
arbeit;

b) Planung und Durchführung besonderer Gottes-
dienste im Gemeindebezirk;

c) die Ausrichtung von Festen;

d) die Planung von Jahresvorhaben.

Weitere Aufgaben können durch Beschluss des Pres-
byteriums übertragen werden.

(3) Den Ausschüssen sollen haupt- und nebenberuf-
liche Mitarbeitende der Gemeindebezirke angehören
sowie Gemeindeglieder, die in den verschiedenen
Arbeitsbereichen und Gemeindekreisen der Gemein-
debezirke mitarbeiten.

(4) Das Presbyterium wählt die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden.

(5) Die Ausschüsse versammeln sich auf Einladung
der oder des Vorsitzenden. Sie haben mindestens zwei
Zusammenkünfte im Jahr, davon eine gemeinsam mit
dem Presbyterium und den Ausschüssen der anderen
Gemeindebezirke. Sie müssen einberufen werden,
wenn ein Drittel ihrer Mitglieder es beantragt. Das
Presbyterium informiert die Ausschüsse über wichti-
ge Beschlüsse, die auf die Gemeindearbeit im Ge-
meindebezirk oder in der Gesamtgemeinde Auswir-
kung haben.
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(6) Die Protokolle der Ausschüsse sind der oder dem
Vorsitzenden des Presbyteriums zur Kenntnis zu
geben. Die Zugänglichkeit der Protokolle für alle
Mitglieder des Presbyteriums ist sicher zu stellen.

§ 6
Grundsatz der Zusammenarbeit

(1) Das Presbyterium und alle Ausschüsse unterstüt-
zen sich gegenseitig bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben und stellen sich die erforderlichen Informatio-
nen und Unterlagen zur Verfügung.
(2) Angelegenheiten, die die Zuständigkeit mehrerer
Ausschüsse berühren, werden in gegenseitigem Ein-
vernehmen entschieden. Wird ein Einvernehmen
nicht erreicht, entscheidet das Presbyterium.

§ 7
Verwaltung

(1) Das Gemeindebüro erledigt die in der Gesamt-
gemeinde anfallenden Verwaltungsarbeiten, soweit
nicht nach der Satzung der Vereinigten Kirchenkreise
Dortmund die gemeinsame Verwaltung zuständig ist.
(2) Die Aufsicht über das Gemeindebüro übt die oder
der Vorsitzende des Presbyteriums aus.

§ 8
Inkrafttreten

Die Satzung tritt nach der Veröffentlichung im Kirch-
lichen Amtsblatt in Kraft.

Dortmund, 7. Dezember 2007

Evangelische Kirchengemeinde Barop
Das Presbyterium

(L. S.) Tometten Daubner Graevendieck

Evangelische Kirchengemeinde Eichlinghofen
Das Presbyterium

(L. S.) Stinshoff Drechsler Denda

Evangelische Kirchengemeinde Hombruch
Das Presbyterium

(L. S.) Giese Embacher Koch

Genehmigung
In Verbindung mit den Beschlüssen des Presbyte-
riums der Ev. Kirchengemeinde Hombruch vom
19. September 2007 Beschluss-Nr. 3.7.1, des Pres-
byteriums der Ev. Kirchengemeinde Eichlinghofen
vom 15. Oktober 2007, TOP 4 a), des Presbyteriums
der Ev. Kirchengemeinde Barop vom 8. Oktober
2007, Beschluss-Nr. 6, und dem Beschluss des Kreis-
synodalvorstandes des Kirchenkreises Dortmund-Süd
vom 8. November 2007, Beschluss-Nr. 11.2

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Heinrich
Az.: 010.21-2726

Satzung für die Evangelische
Kirchengemeinde Herscheid

Die Evangelische Kirchengemeinde Herscheid gibt
sich zur Ordnung und Regelung ihrer Aufgaben und
Dienste gemäß Artikel 73, 74 und 77 der Kirchenord-
nung der Evangelischen Kirche von Westfalen fol-
gende Gemeindesatzung:

§ 1
Presbyterium

(1) Die Kirchengemeinde wird vom Presbyterium
geleitet. Im Presbyterium üben die Pfarrerinnen und
Pfarrer und die Presbyterinnen und Presbyter den
Dienst der Leitung der Kirchengemeinde in gemein-
samer Verantwortung aus. Das Presbyterium vertritt
die Kirchengemeinde in der Öffentlichkeit und im
Rechtsverkehr.

(2) Das Presbyterium kommt in der Regel monatlich
zusammen. Es wird schriftlich unter Angabe der
Verhandlungsgegenstände eine Woche vor Sitzungs-
termin durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende
eingeladen.

(3) Die Entscheidungen über folgende Angelegen-
heiten kann das Presbyterium nicht übertragen:

a) die verantwortliche Planung und Lenkung der
kirchengemeindlichen Arbeit;

b) die allgemeinen Grundsätze für die kirchliche
Arbeit und die Behandlung wichtiger kirchlicher,
theologischer und konzeptioneller Fragen;

c) die Wahl der Pfarrerinnen und Pfarrer;

d) die Wahl der Mitglieder der Bezirks-, Fach- und
beratenden Ausschüsse;

e) die Aufhebung und Veränderung von Gemeinde-
grenzen;

f) die Feststellung des Haushaltsplans und ggf. der
Kostendeckungspläne sowie die Abnahme der
Jahresrechnungen und ggf. der Baurechnungen;

g) die Festsetzung des Investitionsprogramms für
Baumaßnahmen;

h) die Feststellung des Personalstellenplans;

i) die Verfügung über Gemeindevermögen und die
Veräußerung und Belastung von Gebäuden und
Grundvermögen, soweit es sich um Vorgänge
handelt, die nach der Verwaltungsordnung der kir-
chenaufsichtlichen Genehmigung unterliegen;

j) ggf. die Erstellung eines Haushaltssicherungs-
konzeptes;

k) die Vertretung der Kirchengemeinde im Rechts-
verkehr, soweit es sich nicht um einfache
Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt;

l) die Änderung der Satzung.

(4) Die Zahl der Presbyterinnen und Presbyter beträgt
zehn.

(5) Den Vorsitz im Presbyterium führt eine Pfarrerin,
ein Pfarrer, eine Presbyterin oder ein Presbyter. Führt
eine Pfarrerin oder ein Pfarrer den Vorsitz, so wech-
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selt der Vorsitz unter den Inhaberinnen und Inhabern
der Pfarrstellen alle zwei Jahre. Die oder der Vorsit-
zende des vorhergehenden Jahres übernimmt den
stellvertretenden Vorsitz. Überträgt das Presbyterium
den Vorsitz einer Presbyterin oder einem Presbyter,
regelt es zugleich die Stellvertretung und den Beginn
der Amtszeit. Die Amtszeit beträgt ein Jahr. Wieder-
wahl ist möglich. 

§ 2
Beauftragte

(1) Das Presbyterium bestellt gemäß Artikel 60 der
Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von West-
falen Beauftragte für:

a) Diakonie;

b) die kreiskirchlichen Ausschüsse;

c) die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter;

d) Forstangelegenheiten;

e) den Friedhofsbeirat;

f) gemeindliche Ausschüsse gemäß Artikel 73 der
Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von
Westfalen (z. B.: Festausschuss und Kinderfestaus-
schuss);

g) den Kindergartenrat.

(2) Die Beauftragten vertreten die Kirchengemeinde
in den betreffenden gemeindlichen und übergemeind-
lichen Gremien, soweit im Presbyterium nicht anders
entschieden ist.

§ 3
Fachausschüsse

Das Presbyterium gliedert seine Arbeit nach Fach-
bereichen und bildet zur Wahrnehmung bestimmter
Aufgaben folgende Fachausschüsse:

a) Fachausschuss für die Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen;

b) Fachausschuss für Kirchenmusik;

c) Fachausschuss für Baufragen.

§ 4
Mitglieder der Fachausschüsse

(1) Die Mitglieder der Fachausschüsse werden in der
jeweils ersten Sitzung des Presbyteriums nach der
Wahl der Presbyterinnen und Presbyter vom Pres-
byterium berufen. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus
dem Ausschuss aus, findet eine Nachberufung durch
das Presbyterium für die Amtszeit des ausgeschiede-
nen Mitgliedes statt.

(2) Die Fachausschüsse haben bis zu neun Mitglieder.
In die Fachausschüsse sollen in den Fachbereichen
tätige Mitglieder des Presbyteriums, haupt- und
nebenberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Kirchengemeinde sowie sachkundige Gemeindeglie-
der, die die Befähigung zum Amt einer Presbyterin
oder eines Presbyters haben, berufen werden. Die
Zahl der hinzuberufenen Mitglieder darf die Zahl der

gewählten Presbyteriumsmitglieder in den einzelnen
Ausschüssen nicht erreichen.

(3) Die Vorsitzenden der Fachausschüsse und deren
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter werden aus
deren Mitte gewählt. Sie müssen Mitglieder des Pres-
byteriums sein.

(4) Die oder der Vorsitzende des Presbyteriums und
die Kirchmeisterin oder der Kirchmeister sind
berechtigt – soweit sie nicht selbst Mitglieder der
Fachausschüsse sind – an den Sitzungen mit beraten-
der Stimme teilzunehmen und Anträge zu stellen. Sie
erhalten eine fristgerechte Einladung zur Sitzung.

(5) Es können Gäste eingeladen werden.

§ 5
Aufgaben der Fachausschüsse

(1) Die Fachausschüsse arbeiten innerhalb der ihnen
übertragenen Zuständigkeiten auf der Grundlage des
Haushaltsplanes, des Stellenplanes und anderer Rah-
menbeschlüsse des Presbyteriums selbstständig. 

(2) Die Sitzungen der Fachausschüsse werden durch
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden einberufen und
geleitet. Die erste Sitzung nach der Presbyteriums-
wahl wird durch die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den des Presbyteriums einberufen.

(3) Die Fachausschüsse tagen mindestens zweimal
jährlich. Sie sind einzuberufen, wenn ein Drittel der
jeweiligen Fachausschussmitglieder oder das Pres-
byterium dies verlangen. Artikel 64 der Kirchenord-
nung der Evangelischen Kirche von Westfalen gilt
sinngemäß.

(4) Die Ausschüsse tagen nicht öffentlich. Die Mit-
glieder sind entsprechend Artikel 65, Absatz 4, der
Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von West-
falen zur Verschwiegenheit verpflichtet.

(5) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Fach-
ausschüsse hält den Kontakt zu der Vorsitzenden oder
dem Vorsitzenden des Presbyteriums. Die Beschlüsse
der Ausschüsse werden dem Presbyterium zur Kennt-
nis gegeben.

(6) Über jede Sitzung der einzelnen Fachausschüsse
ist ein Sitzungsprotokoll anzufertigen, das von der
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und von der Pro-
tokollführerin oder dem Protokollführer zu unter-
zeichnen ist. Dieses ist den Ausschussmitgliedern und
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Pres-
byteriums zuzuleiten. Sämtliche Protokolle sind im
Gemeindebüro zu sammeln. Allen Mitgliedern des
Presbyteriums ist zu jeder Zeit Einsicht zu gewähren.

(7) Die Vorsitzenden der Fachausschüsse sorgen
innerhalb der diesen übertragenen Zuständigkeiten
für die Ausführung der Beschlüsse.

(8) Folgende Aufgaben verbleiben in der Zuständig-
keit des Presbyteriums und dürfen nicht vom jeweili-
gen Fachausschuss übernommen werden:

a) Haushalts- und Stellenpläne, Kreditaufnahme;

b) Personalangelegenheiten;

c) Einschaltung von Rechtsanwälten;

434 Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 13 vom 28. Dezember 2007



d) Grundstücks-, Neu- und Umbauangelegenheiten.

In diesen Punkten sollen die zuständigen Fachaus-
schüsse beratend tätig werden.

§ 6
Grundsatz der Zusammenarbeit

Die Fachausschüsse unterstützen sich gegenseitig
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Dazu werden
alle erforderlichen Informationen und Unterlagen
rechtzeitig zur Verfügung gestellt. Angelegenheiten,
die die Zuständigkeit mehrerer Ausschüsse berühren,
werden in gegenseitigem Einvernehmen oder in
gemeinsamer Sitzung entschieden. Wird das Einver-
nehmen nicht erzielt, entscheidet das Presbyterium.

§ 7
Fachausschuss für die Arbeit mit Kindern

und Jugendlichen

(1) Dem Fachausschuss gehören an:

a) eine vom Presbyterium bestimmte Pfarrerin oder
ein vom Presbyterium bestimmter Pfarrer;

b) drei weitere Mitglieder des Presbyteriums;

c) eine hauptamtliche Mitarbeiterin oder ein haupt-
amtlicher Mitarbeiter in der Arbeit mit Kindern
und Jugendlichen;

d) zwei Vertreterinnen oder Vertreter der ehrenamt-
lich in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter;

e) je eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der ver-
bandlich in der Ev. Kirchengemeinde Herscheid
organisierten Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen (z. B. EC) mit beratender Stimme.

(2) Der Fachausschuss hat folgende Aufgaben:

a) Planung, Förderung und Koordinierung der Arbeit
mit Kindern und Jugendlichen;

b) Unterstützung der hauptamtlichen Mitarbeiterin
oder des hauptamtlichen Mitarbeiters bei der
Suche nach ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern;

c) Beschlussfassung über die Verteilung der Haus-
haltsmittel;

d) Kontakte zu allen an der Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen der Kirchengemeinde Beteiligten
und zu den anderen evangelischen Gemeinden im
Evangelischen Kirchenkreis Lüdenscheid-Pletten-
berg;

e) Vertretung der Kirchengemeinde in anderen Orga-
nen und Körperschaften in den Belangen der
evangelischen Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen;

f) Kontakt zur „Stiftung zur Förderung der Arbeit
mit Kindern und Jugendlichen in Herscheid“.

§ 8
Fachausschuss für Kirchenmusik

(1) Dem Fachausschuss gehören an:

a) vier Mitglieder des Presbyteriums;

b) die hauptamtliche Kantorin oder der hauptamt-
liche Kantor;

c) zwei weitere in der Kirchenmusik tätige Mitarbei-
terinnen oder Mitarbeiter.

(2) Der Fachausschuss hat folgende Aufgaben:

a) Planung, Förderung und Koordinierung der kir-
chenmusikalischen Arbeit in der Kirchengemeinde;

b) Unterstützung der hauptamtlichen Mitarbeiterin
oder des hauptamtlichen Mitarbeiters bei der
Suche nach ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern;

c) Beschlussfassung über die Verteilung der Haus-
haltsmittel;

d) Kontakte zu allen kirchenmusikalischen Gruppen
der Kirchengemeinde;

e) Pflege und Wartung der kircheneigenen Musik-
instrumente, Noten und Gesangbücher usw., sofern
die Rechte und Pflichten der Kantorin oder des
Kantors nicht tangiert werden.

§ 9
Fachausschuss für Baufragen

(1) Dem Fachausschuss gehören an:

a) die Kirchmeisterin oder der Kirchmeister für
Baufragen;

b) die Kirchmeisterin oder der Kirchmeister für
Finanzen;

c) drei weitere Mitglieder des Presbyteriums;

d) drei sachkundige Gemeindeglieder.

(2) Es ist darauf zu achten, dass Artikel 61 der Kir-
chenordnung der Evangelischen Kirche von Westfa-
len durch die Arbeit des Ausschusses nicht verletzt
wird.

(3) Der Fachausschuss hat folgende Aufgaben:

a) Jährliche Begehung aller kirchlichen Gebäude
zur Feststellung etwaiger Mängel, des baulichen
Zustandes und der Verkehrssicherheit der kirch-
lichen Verkehrsflächen;

b) Erstellung einer kurz-, mittel- und langfristigen
Finanzplanung;

c) Erarbeitung und Umsetzung von Plänen zur bau-
lichen Instandhaltung und Gestaltung, sofern nicht
die Zuständigkeit des Presbyteriums berührt wird;

d) Einholung und Vergleich von Angeboten und Ver-
gabe von Aufträgen;

e) Gespräche mit Mieterinnen und Mietern, Haus-
meisterinnen und Hausmeistern, Erzieherinnen
und Erziehern, Küsterinnen und Küstern über bau-
liche Fragen;

f) Mitarbeit bei der Meinungsbildung in der Ge-
meinde über die Gestaltung der gemeindlichen
Gebäude und Flächen;

g) Vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der Bau-
und Grundstücksabteilung des Kreiskirchenamtes.
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(4) Folgende Entscheidungen fallen in den Zuständig-
keitsbereich des Presbyteriums:

a) Neubauten, Umbauten, Anbauten, Veräußerung
kirchlicher Gebäude;

b) Entwidmung eines Gebäudes;

c) Grundstücksangelegenheiten;

d) Miet- und Pachtverträge, Vermietungsordnungen
der Gemeindehäuser.

In diesen Punkten soll der Bauausschuss beratend
tätig sein.

§ 10
Beratende Ausschüsse

(Ausschüsse für besondere Aufgaben)

Das Presbyterium kann für besondere Aufgaben wie
z. B. Theologie, Gemeindeaufbau/Ökumene, Öffent-
lichkeitsarbeit usw. Gemeindeausschüsse mit bera-
tender Funktion berufen. Diese Ausschüsse stehen
dem Presbyterium bei den von ihm wahrzunehmen-
den Aufgaben beratend zur Seite. Die Ausschüsse
bestehen aus Mitgliedern des Presbyteriums, Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Kirchengemeinde
und sachkundigen Gemeindegliedern. Das Presbyte-
rium bestimmt durch Beschluss die Anzahl der Mit-
glieder und beruft in der Regel die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden. Die Mitglieder müssen die Befähi-
gung zum Amt einer Presbyterin oder eines Pres-
byters haben. Ausnahmen sind im Einzelfall möglich.

Hinsichtlich der Sitzungseinladungen und der Proto-
kollführung gelten die Bestimmungen für die Fach-
ausschüsse sinngemäß.

§ 11
Schlussbestimmungen

(1) Berechtigungen, die nach dieser Satzung der oder
dem Vorsitzenden eines Fachausschusses eingeräumt
sind, gelten im Vertretungsfall automatisch für die
jeweilige Stellvertreterin oder den Stellvertreter.

(2) Sind mehrere Kirchmeisterinnen oder Kirchmeis-
ter bestellt, so gelten die Berechtigungen nach dieser
Satzung für jede Kirchmeisterin oder jeden Kirch-
meister.

(3) Entstehen Zweifel über Regelungen dieser Sat-
zung, so entscheidet das Presbyterium.

§ 12
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung und deren Änderungen bedürfen
der Genehmigung des Landeskirchenamtes der Evan-
gelischen Kirche von Westfalen.

(2) Sie tritt nach Genehmigung durch das Landeskir-
chenamt und Veröffentlichung im kirchlichen Amts-
blatt in Kraft.

Herscheid, 12. November 2007

Ev. Kirchengemeinde Herscheid
Das Presbyterium

(L.S.) Große Berghaus Schürmann

Genehmigung

In Verbindung mit dem Beschluss des Presbyteriums
der Ev. Kirchengemeinde Herscheid vom 12. Novem-
ber 2007, Beschluss-Nr. 8, und dem Beschluss
des Kreissynodalvorstandes des Ev. Kirchenkreises
Lüdenscheid-Plettenberg vom 27. August 2007

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 7. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Heinrich
Az.: 010.21-4106

Urkunde über die Anerkennung
der „Stiftung Gemeindespendenwerk“

als Evangelische Stiftung
Gemäß § 1 des Kirchengesetzes über rechtsfähige
Ev. Stiftungen des privaten Rechts (StiftG EKvW)
vom 4. November 1977 (KABl. 1977 S. 145) wird die
rechtsfähige Stiftung des privaten Rechts

„Stiftung Gemeindespendenwerk“

mit Sitz in Witten

durch Beschluss des Landeskirchenamtes vom
25. September 2007 als Evangelische Stiftung aner-
kannt.

Bielefeld, 26. September 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchamt

In Vertretung
(L. S.) Deutsch
Az.: 930.390/89

Bezirksregierung Arnsberg
Anerkennung

Die von den im Stiftungsgeschäft genannten Stiftern
mit Stiftungsgeschäft und Satzung vom 11. Septem-
ber 2007 als selbstständige kirchliche Stiftung bür-
gerlichen Rechts errichtete

„Stiftung Gemeindespendenwerk“

mit Sitz in Witten

wird gemäß § 80 des Bürgerlichen Gesetzbuches
anerkannt.

Arnsberg, 23. Oktober 2007

Bezirksregierung Arnsberg
Im Auftrag

(L. S.) Jaeger
15.2.101 – k. St.
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Urkunde über die Auflösung
des Verbandes Evangelischer
Kirchengemeinden in Bottrop

Nach Anhörung der Beteiligten wird gemäß § 5
Absatz 5 Verbandsgesetz der Evangelischen Kirche
von Westfalen Folgendes festgesetzt:

§ 1

Der Verband Evangelischer Kirchengemeinden in
Bottrop wird aufgelöst.

§ 2

Die Ev. Kirchengemeinde Bottrop ist Rechtsnachfol-
gerin des Verbandes Evangelischer Kirchengemein-
den in Bottrop.

§ 3

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 22. November 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Hoffmann Winterhoff
Az.: 010.11-3119

Die Auflösung des Verbandes Ev. Kirchengemeinden
in Bottrop, Kirchenkreis Gladbeck-Bottrop-Dorsten,
wurde durch Urkunde der Bezirksregierung Münster
vom 5. Dezember 2007 – Az.: 48.03.01.02 – staatlich
genehmigt.

Urkunde über die Auflösung
des Verbandes Evangelischer

Kirchengemeinden in Gladbeck
Nach Anhörung der Beteiligten wird gemäß § 5
Absatz 5 Verbandsgesetz der Evangelischen Kirche
von Westfalen Folgendes festgesetzt:

§ 1

Der Verband Evangelischer Kirchengemeinden in
Gladbeck wird aufgelöst.

§ 2

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck ist Rechts-
nachfolgerin des Verbandes Evangelischer Kirchen-
gemeinden in Gladbeck.

§ 3

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 22. November 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Hoffmann Winterhoff
Az.: 010.11-3118

Die Auflösung des Verbandes Ev. Kirchengemeinden
in Gladbeck, Kirchenkreis Gladbeck-Bottrop-
Dorsten, wurde durch Urkunde der Bezirksregierung
Münster vom 5. Dezember 2007 – Az.: 48.03.01.02 –
staatlich genehmigt.

Urkunde über die Vereinigung der
Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Altstadt,

der Ev. Kirchengemeinde Bottrop-
Batenbrock, der Ev. Kirchengemeinde

Bottrop-Boy-Welheim, der
Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Eigen,

der Ev. Kirchengemeinde
Bottrop-Fuhlenbrock und der

Ev. Kirchengemeinde Kirchhellen
Nach Anhörung der Beteiligten wird gemäß Artikel 6
Absatz 2 Kirchenordnung der Evangelischen Kirche
von Westfalen Folgendes festgesetzt:

§ 1

Die Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Altstadt, die Ev.
Kirchengemeinde Bottrop-Batenbrock, die Ev. Kir-
chengemeinde Bottrop-Boy-Welheim, die Ev. Kirchen-
gemeinde Bottrop-Eigen, die Ev. Kirchengemeinde
Bottrop-Fuhlenbrock und die Ev. Kirchengemeinde
Kirchhellen – alle Kirchenkreis Gladbeck-Bottrop-
Dorsten – werden zu einer Kirchengemeinde verei-
nigt. Die neu gebildete Kirchengemeinde erhält den
Namen „Ev. Kirchengemeinde Bottrop“.

Der Bekenntnisstand der Ev. Kirchengemeinde
Bottrop ist evangelisch-uniert (Lutherischer Kate-
chismus).

§ 2

Die 1., 2. und 3. Pfarrstelle der bisherigen Ev. Kir-
chengemeinde Bottrop-Altstadt werden 1., 2. und 3.
Pfarrstelle, die 1. Pfarrstelle der bisherigen Ev. Kir-
chengemeinde Bottrop-Batenbrock wird 4. Pfarrstelle,
die 1. Pfarrstelle der bisherigen Ev. Kirchengemeinde
Bottrop-Boy-Welheim wird 5. Pfarrstelle, die 1. Pfarr-
stelle und die Pfarrstellen 2.1 und 2.2 der bisherigen
Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Eigen werden 6. Pfarr-
stelle sowie Pfarrstelle 7.1 und 7.2, die 1. Pfarrstelle
der bisherigen Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Fuhlen-
brock wird 8. Pfarrstelle und die Pfarrstellen 1.1, 1.2
und 2 der bisherigen Ev. Kirchengemeinde Kirch-
hellen werden Pfarrstellen 9.1, 9.2 und 10 der neu
gebildeten Kirchengemeinde.

§ 3

Die Ev. Kirchengemeinde Bottrop ist Rechtsnach-
folgerin der Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Altstadt,
der Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Batenbrock, der
Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Boy-Welheim, der Ev.
Kirchengemeinde Bottrop-Eigen, der Ev. Kirchenge-
meinde Bottrop-Fuhlenbrock und der Ev. Kirchen-
gemeinde Kirchhellen.
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§ 4

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 6. November 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Prüßner
Az.: 010.11-3119

Die Vereinigung der Ev. Kirchengemeinde Bottrop-
Altstadt, der Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Baten-
brock, der Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Boy-Wel-
heim, der Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Eigen, der
Ev. Kirchengemeinde Bottrop-Fuhlenbrock und der
Ev. Kirchengemeinde Kirchhellen, alle Kirchenkreis
Gladbeck-Bottrop-Dorsten, wurde durch Urkunde der
Bezirksregierung Münster vom 5. Dezember 2007 –
Az.: 48.03.01.02 – staatlich genehmigt.

Urkunde über die Vereinigung
der Ev.-Luth. Kirchengemeinde
Gladbeck-Brauck, der Ev.-Luth.

Kirchengemeinde Gladbeck-Mitte,
der Ev.-Luth. Kirchengemeinde

Gladbeck-Rentfort und der Ev.-Luth.
Kirchengemeinde Gladbeck-Zweckel

Nach Anhörung der Beteiligten wird gemäß Artikel 6
Absatz 2 Kirchenordnung der Evangelischen Kirche
von Westfalen Folgendes festgesetzt:

§ 1

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck-Brauck,
die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck-Mitte, die
Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck-Rentfort und
die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck-Zweckel –
alle Kirchenkreis Gladbeck-Bottrop-Dorsten – wer-
den zu einer Kirchengemeinde vereinigt. Die neu
gebildete Kirchengemeinde erhält den Namen „Ev.-
Luth. Kirchengemeinde Gladbeck“.

Der Bekenntnisstand der Ev.-Luth. Kirchengemeinde
Gladbeck ist evangelisch-lutherisch. 

§ 2

Die 1. und 2. Pfarrstelle der bisherigen Ev.-Luth.
Kirchengemeinde Gladbeck-Brauck werden 1. und
2. Pfarrstelle, die 1., 2., 3. und 4. Pfarrstelle der bishe-
rigen Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck-Mitte
werden 3., 4., 5. und 6. Pfarrstelle, die 1. Pfarrstelle
der bisherigen Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck-
Rentfort wird 7. Pfarrstelle, die durch pfarramtliche
Verbindung der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck-
Rentfort und der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Glad-
beck-Zweckel vereinigte Pfarrstelle wird 8. Pfarr-
stelle und die 2. Pfarrstelle der bisherigen Ev.-Luth.
Kirchengemeinde Gladbeck-Zweckel wird 9. Pfarr-
stelle der neu gebildeten Kirchengemeinde.

§ 3
Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck ist Rechts-
nachfolgerin der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Glad-
beck-Brauck, der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Glad-
beck-Mitte, der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck-
Rentfort und der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Glad-
beck-Zweckel.

§ 4
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 6. November 2007
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Prüßner
Az.: 010.11-3118

Die Vereinigung der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Glad-
beck-Brauck, der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Glad-
beck-Mitte, der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gladbeck-
Rentfort und der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Glad-
beck-Zweckel, alle Kirchenkreis Gladbeck-Bottrop-
Dorsten, wurde durch Urkunde der Bezirksregierung
Münster vom 5. Dezember 2007 – Az.: 48.03.01.02 –
staatlich genehmigt.

Urkunde über die pfarramtliche
Verbindung der Ev. Johannes-

Kirchengemeinde Soest und der Ev.
St.-Thomä-Kirchengemeinde Soest

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 Dienst-
ordnung für das Landeskirchenamt wird nach An-
hörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die Ev. Johannes-Kirchengemeinde Soest und die Ev.
St.-Thomä-Kirchengemeinde Soest, beide Ev. Kir-
chenkreis Soest, werden mit Wirkung vom 1. Januar
2008 pfarramtlich verbunden. Die 1. Pfarrstelle
der Ev. Johannes-Kirchengemeinde Soest und die
1. Pfarrstelle der Ev. St.-Thomä-Kirchengemeinde
Soest werden zu einer Pfarrstelle vereinigt.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle wird von den Presbyte-
rien beider Kirchengemeinden nach den Bestimmun-
gen des Pfarrstellenbesetzungsrechts vorgenommen.

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-4915/01
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Urkunde über die pfarramtliche
Verbindung der Ev.-Ref. Kirchen-
gemeinde Wetter-Freiheit und der

Ev.-Luth. Kirchengemeinde
Wetter/Ruhr

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 Dienst-
ordnung für das Landeskirchenamt wird nach An-
hörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1

Die Ev.-Ref. Kirchengemeinde Wetter-Freiheit und
die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Wetter/Ruhr, beide
Kirchenkreis Hagen, werden mit Wirkung vom
1. Januar 2008 pfarramtlich verbunden. Die 1. Pfarr-
stelle der Ev.-Ref. Kirchengemeinde Wetter-Freiheit
und die 1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde
Wetter/Ruhr werden zu einer Pfarrstelle vereinigt.

§ 2

Die Besetzung der Pfarrstelle wird von den Presbyte-
rien beider Kirchengemeinden nach den Bestimmun-
gen des Pfarrstellenbesetzungsrechts vorgenommen.

§ 3

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-3323/01

Urkunde über die Aufhebung
der 15. Kreispfarrstelle des

Kirchenkreises Siegen
Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 Dienst-
ordnung für das Landeskirchenamt wird nach
Anhörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1

Im Kirchenkreis Siegen wird die 15. Kreispfarrstelle
aufgehoben.

§ 2

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.2-4800/15

Urkunde über die Aufhebung
der 2. Pfarrstelle der

Ev. Kirchengemeinde Eiringhausen
Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 Dienst-
ordnung für das Landeskirchenamt wird nach An-
hörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1

In der Ev. Kirchengemeinde Eiringhausen, Ev. Kir-
chenkreis Lüdenscheid-Plettenberg, wird die 2. Pfarr-
stelle aufgehoben.

§ 2

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-4124/02

Urkunde über die Aufhebung
der 2. Pfarrstelle der

Ev. Kirchengemeinde Rotthausen
Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 Dienst-
ordnung für das Landeskirchenamt wird nach An-
hörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1

In der Ev. Kirchengemeinde Rotthausen, Kirchenkreis
Gelsenkirchen und Wattenscheid, wird die 2. Pfarr-
stelle aufgehoben.

§ 2

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-3016/02

Urkunde über die Aufhebung
der 4. Pfarrstelle der

Ev. Kirchengemeinde Werdohl
Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 Dienst-
ordnung für das Landeskirchenamt wird nach An-
hörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:
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§ 1
In der Ev. Kirchengemeinde Werdohl, Ev. Kirchen-
kreis Lüdenscheid-Plettenberg, wird die 4. Pfarrstelle
aufgehoben.

§ 2
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-4130/04

Urkunde über die Bestimmung
des Stellenumfanges der 10. Kreis-

pfarrstelle des Kirchenkreises Siegen
Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 Dienst-
ordnung für das Landeskirchenamt wird nach
Anhörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die 10. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Siegen
wird als Pfarrstelle bestimmt, in der auch einge-
schränkter pfarramtlicher Dienst wahrgenommen
werden kann.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-4800/10

Urkunde über die Bestimmung
des Stellenumfanges der 1. Pfarrstelle

der Ev. Kirchengemeinde
Bredenscheid-Stüter

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 der
Dienstordnung für das Landeskirchenamt wird nach
Anhörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1

Die 1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Breden-
scheid-Stüter, Kirchenkreis Hattingen-Witten, wird
als Stelle bestimmt, in der auch eingeschränkter pfarr-
amtlicher Dienst wahrgenommen werden kann.

§ 2
Die Besetzung erfolgt nach Maßgabe des Kirchen-
gesetzes über die Gemeindepfarrstellen in der Evan-
gelischen Kirche von Westfalen vom 29. Mai 1953
(KABl. 1953 S. 43).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-3604/01

Urkunde über die Änderung der
Bezifferung und Bestimmung des

Stellenumfanges der Pfarrstelle 1.1 der
Ev.-Luth. Kirchengemeinde Rahden

und über die Änderung der
Bezifferung der Pfarrstelle 1.2 der

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Rahden
Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 Dienst-
ordnung für das Landeskirchenamt wird nach An-
hörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die Pfarrstelle 1.1 der Ev.-Luth. Kirchengemeinde
Rahden, Kirchenkreis Lübbecke, wird 1. Pfarrstelle
der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Rahden. Die 1. Pfarr-
stelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Rahden wird
als Stelle bestimmt, in der ausschließlich einge-
schränkter pfarramtlicher Dienst (75 %) wahrgenom-
men werden kann.

§ 2
Die Pfarrstelle 1.2 der Ev.-Luth. Kirchengemeinde
Rahden, Kirchenkreis Lübbecke, wird 5. Pfarrstelle
der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Rahden.

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-4017/01 und 302.1-4017/05
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Urkunde über die Bestimmung
des Stellenumfanges der 1. Pfarrstelle

der Ev.-Ref. St.-Johannis-
Kirchengemeinde Vlotho

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 der
Dienstordnung für das Landeskirchenamt wird nach
Anhörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1

Die 1. Pfarrstelle der Ev.-Ref. St.-Johannis-Kirchen-
gemeinde Vlotho, Kirchenkreis Vlotho, wird als Stel-
le bestimmt, in der ausschließlich eingeschränkter
pfarramtlicher Dienst (50 %) wahrgenommen werden
kann.

§ 2

Die Besetzung erfolgt nach Maßgabe des Kirchen-
gesetzes über die Gemeindepfarrstellen in der Evan-
gelischen Kirche von Westfalen vom 29. Mai 1953
(KABl. 1953 S. 43).

§ 3

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-5318/01

Urkunde über die Vereinigung
der Pfarrstellen 1.1 und 1.2 zur

1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchen-
gemeinde Kleinenbremen und

Bestimmung des Stellenumfanges
Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen in Verbindung mit § 2 Dienst-
ordnung für das Landeskirchenamt wird nach An-
hörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt:

§ 1

Die durch Beschluss des Landeskirchenamtes vom
2. Dezember 1997 erfolgte Teilung der 1. Pfarrstelle
der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Kleinenbremen, Kir-
chenkreis Minden, wird zum 1. Januar 2008 aufge-
hoben. Die Pfarrstellen 1.1 und 1.2 werden wieder
zur 1. Pfarrstelle vereinigt.

§ 2

Die 1. Pfarrstelle wird als Stelle bestimmt, in der auch
eingeschränkter pfarramtlicher Dienst wahrgenom-
men werden kann.

§ 3

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2007

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt

In Vertretung
(L. S.) Dr. Hoffmann
Az.: 302.1-4210/01

Bekanntmachung des neuen Siegels
der Ev. St. Petri-Nicolai-Kirchen-

gemeinde Dortmund, Kirchenkreis
Dortmund-Mitte-Nordost

Landeskirchenamt Bielefeld, 11. 12. 2007
Az.: 010.12-2629

Die Evangelische St. Petri-Nicolai-Kirchengemeinde
Dortmund, Kirchenkreis Dortmund-Mitte-Nordost,
führt nunmehr folgendes Siegel:

Die Bekanntmachung des Siegels erfolgt auf Grund
von § 26 der Richtlinien für das Siegelwesen in der
Evangelischen Kirche in Deutschland (Siegelord-
nung) vom 31. August 1965 (KABl. 1966 S. 137).

Die bisher geführten Siegel der Ev. Martin-Kirchen-
gemeinde Dortmund, der Ev. St.-Nicolai-Kirchenge-
meinde Dortmund und der Ev. St.-Petri-Kirchenge-
meinde Dortmund sind außer Kraft gesetzt und einge-
zogen.

Redaktionsschlusstermine
für das Kirchliche Amtsblatt

Landeskirchenamt Bielefeld, 13. 12. 2007
Az.: 605.10

Nachstehend werden die Redaktionsschlusstermine
für das Jahr 2008 bekannt gegeben. Texte, die nach
den angegebenen Terminen bei der Redaktion des
Kirchlichen Amtsblattes eingehen, können erst für
das jeweils nächste Amtsblatt berücksichtigt werden.
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Ausgabe Redaktionsschluss voraussicht-
liches Erschei-
nungsdatum

Januar 2008 17.01.08, 12.00 Uhr 31.01.08

Februar 2008 14.02.08, 12.00 Uhr 29.02.08

März 2008 13.03.08, 12.00 Uhr 31.03.08

April 2008 17.04.08, 12.00 Uhr 30.04.08

Mai 2008 14.05.08, 12.00 Uhr 30.05.08

Juni 2008 13.06.08, 12.00 Uhr 30.06.08

Juli 2008 16.07.08, 12.00 Uhr 31.07.08

August 2008 14.08.08, 12.00 Uhr 29.08.08

September 2008 15.09.08, 12.00 Uhr 30.09.08

Oktober 2008 16.10.08, 12.00 Uhr 31.10.08

November 2008 13.11.08, 12.00 Uhr 28.11.08

Dezember 2008 11.12.08, 12.00 Uhr 30.12.08

Die Redaktion behält sich vor, im Einzelfall von der
Herausgabe eines Amtsblattes abzusehen, wenn unter
Beachtung von Terminvorgaben nur wenige, vom Um-
fang her geringe Veröffentlichungstexte vorliegen.

Persönliche und andere Nachrichten

Ordiniert wurden:

Pfarrer z. A. Cornelius B u r y am 11. November
2007 in Gladbeck-Zweckel;

Pfarrer z. A. Kai S u n d e r m e i e r am 14. Okto-
ber 2007 in Bergkirchen.

Berufen sind:

Pfarrer Dr. phil. Karsten D i t t m a n n zum Pfarrer
der Ev. Kirchengemeinde Beckum, 2. Pfarrstelle,
Kirchenkreis Gütersloh;

Pfarrer Wolfgang-Ernst E d l e r zum Pfarrer der
Ev. Kirchengemeinde Eidinghausen, 1. Pfarrstelle,
Kirchenkreis Vlotho;

Pfarrer Matthias G l e i b e zum Pfarrer der Ev. Kir-
chengemeinde Winterberg, 1. Pfarrstelle, Kirchen-
kreis Wittgenstein;

Pfarrerin Elke H e l m b o l d t zur Pfarrerin des
Kirchenkreises Herne, (8.) Kreispfarrstelle;

Pfarrer Karsten H e r b e r s zum Pfarrer des Kir-
chenkreises Herne, 5. Kreispfarrstelle;

Pfarrer Dr. theol. Thorsten J a c o b i zum Pfarrer der
Ev.-Ref. Kirchengemeinde Hohenlimburg, 1. Pfarr-
stelle, Ev. Kirchenkreis Iserlohn;

Pfarrerin Christiane S ü d h ö l t e r - K a r o t t k i
zur Pfarrerin des Kirchenkreises Minden, (10.) Kreis-
pfarrstelle;

Pfarrerin Kirsten W i n z b e c k zur Pfarrerin der
Ev. Stadt-Kirchengemeinde Marl, 2. Pfarrstelle, Ev.
Kirchenkreis Recklinghausen;

Pfarrerin Christiane Z i n a zur Pfarrerin der Ev.-
Luth. Kirchengemeinde Eilshausen, 1. Pfarrstelle,
Kirchenkreis Herford.

Freigestellt worden sind:

Pfarrerin Sabine K u k l i n s k i , 12. Kreispfarrstelle
des Ev. Kirchenkreises Recklinghausen, für die Zeit
vom 1. Februar 2008 bis 31. Januar 2011 infolge
Übernahme eines Dienstes im Ev. Kirchenkreis
Bochum mit dem Aufgabeninhalt „Gehörlosenseel-
sorge und Beratung in den Kirchenkreisen Bochum
und Recklinghausen“ gemäß § 77 PfDG;

Pfarrer Tönnies M e y e r h o f f - R ö s e n e r ,
Kreispfarrstelle 8.1 des Ev. Kirchenkreises Iserlohn,
für die Zeit vom 1. Januar 2008 bis 31. Dezember
2010 infolge Übernahme eines Dienstes im Kirchen-
kreis Hagen mit dem Aufgabeninhalt „Seelsorge im
Berufsbildungswerk der Ev. Stiftung Volmarstein“
gemäß § 77 PfDG;

Pfarrerin Kirsten S c h ö n e w o l f f , Kirchenkreis
Iserlohn, gemäß § 79 Pfarrdienstgesetz i. V. m. § 7
AGPfDG für die Zeit vom 1. Januar 2008 bis
30. April 2008;

Pfarrerin Christel S c h ü r m a n n , 1. Pfarrstelle
der Ev. Kirchengemeinde Hörde, Kirchenkreis Dort-
mund-Süd, mit Wirkung vom 1. Februar 2008 infolge
Übernahme eines Dienstes im Amt für Missiona-
rische Dienste mit dem Aufgabeninhalt „Werkstatt
Bibel“ gemäß § 77 PfDG.

Auf eigenen Antrag entlassen worden sind:

Pfarrer Thomas G u t z m a n n , zuletzt Pfarrer im
Wartestand, mit Wirkung vom 10. Dezember 2007;

Pfarrer Olaf L a t z e l , Ev. Kirchengemeinde Trup-
bach-Seelbach, Kirchenkreis Siegen, mit Ablauf des
30. November 2007.

In den Ruhestand treten:

Pfarrer Ulrich B a h r , Pädagogisches Institut der
EKvW, zum 1. Januar 2008;

Pfarrer Jörg-Michael H e ß , Ev.-Luth. Kirchenge-
meinde Löhne (2. Pfarrstelle), Kirchenkreis Herford,
zum 1. Januar 2008;

Pfarrer Prof. Dr. Gottfried N e b e , Ev. Kirchenge-
meinde Bottrop-Boy-Wellheim (1. Pfarrstelle), Kir-
chenkreis Gladbeck-Bottrop-Dorsten, zum 1. Januar
2008;

Pfarrer Burkhard O h n e s o r g e , Kirchenkreis
Hagen, zum 1. Januar 2008;

Pfarrer Christoph S c h m i d t - E h m c k e , Ev.
Erlöser-Kirchengemeinde Münster (1. Pfarrstelle),
Ev. Kirchenkreis Münster, zum 1. Januar 2008;

Pfarrer Daniel S e r e d s z u s , v. Bodelschwingh-
sche Anstalten Bethel, zum 1. Januar 2008.

Verstorben ist:

Pfarrer i. R. Hans-Martin H e r b e r s , zuletzt Pfar-
rer im Kirchenkreis Iserlohn, am 4. November 2007
im Alter von 80 Jahren.
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Zu besetzen sind:
a) Die Verbandspfarrstellen, für die Bewerbungen

an den Vorsitzenden des Verbandes der Ev.
Kirchengemeinden und Kirchenkreise in Dort-
mund und Lünen zu richten sind:
12. Verbandspfarrstelle (Schulreferat) der Verei-
nigten Kirchenkreise Dortmund, zum 1. August
2008, befristet für 8 Jahre;
19. Verbandspfarrstelle (Bildungsarbeit) der Ver-
einigten Kirchenkreise Dortmund, zum 1. August
2008, befristet für 8 Jahre.

b) Die Gemeindepfarrstellen, für die Bewerbungen
an die Presbyterien über die Superintenden-
tin/den Superintendenten des jeweiligen Kir-
chenkreises zu richten sind:
Kirchengemeinden mit dem Heidelberger
Katechismus
1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Trupbach-
Seelbach, Kirchenkreis Siegen, zum 1. Januar
2008;
2. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Bad Laas-
phe, Ev. Kirchenkreis Wittgenstein, zum 1. Januar
2008.

c) Die Gemeindepfarrstellen, bei der das Landes-
kirchenamt von seinem Vorschlagsrecht Ge-
brauch macht:
Kirchengemeinden mit Luthers Katechismus:
Gemeinsame Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchen-
gemeinde Löhne und der Ev.-Luth. Kirchenge-
meinde Obernbeck, Kirchenkreis Herford, zum
1. Dezember 2007;
1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde
Methler, Kirchenkreis Unna, zum 1. September
2008.
Bewerbungen sind über die Superintendentin/den
Superintendenten des jeweiligen Kirchenkreises
an das Landeskirchenamt, Postfach 10 10 51,
33510 Bielefeld, zu richten.

Kirchenmusikalische Prüfung:
Die Kleine Urkunde über die Anstellungsfähigkeit hat
nach Ablegung der entsprechenden Prüfung erhalten:
– als C-Kirchenmusikerin / C-Kirchenmusiker
Frau Pfarrerin Schönewolff, Kirsten, 45527 Hattingen

Stellenangebote:
Die Evangelische Kirche von Westfalen sucht für ihre
zum 1. Januar 2008 errichtete Gemeinsame Rech-
nungsprüfungsstelle mit dem Dienstsitz in Bielefeld
zum nächstmöglichen Zeitpunkt

eine Leiterin/einen Leiter.
Die Gemeinsame Rechnungsprüfungsstelle prüft die
gesamte Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Wirt-
schaftsführung sowie die Vermögens- und Finanzver-
waltung der kirchlichen Körperschaften der Evange-
lischen Kirche von Westfalen. Sie gibt Empfehlungen
zur Verbesserung des Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen sowie zur Organisation.

Wir erwarten:

– die zur Erfüllung der Aufgaben erforderliche
Fachkunde, die vornehmlich durch ein abge-
schlossenes Hochschulstudium in Rechts- oder
Wirtschaftswissenschaften nachgewiesen werden
soll,

– einschlägige Erfahrungen im Prüfungsdienst, im
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen, im
kaufmännischen Rechnungswesen sowie Praxis in
den gängigen ADV-Anwendungen,

– Initiative, Selbständigkeit, Kooperationsbereit-
schaft, Flexibilität, hohe Einsatz- und Leistungs-
bereitschaft sowie Durchsetzungsvermögen,

– Bereitschaft und Fähigkeit, mit den etwa 35 Be-
schäftigten vertrauensvoll und eng zusammen zu
arbeiten,

– Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche, kirch-
liche Bindung und Vertrautheit mit kirchlichen
Verhältnissen.

Wir bieten:

– eine Berufung als Kirchenbeamtin/Kirchenbeam-
ter oder eine privatrechtliche Anstellung,

– eine den Aufgaben angemessene Besoldung nach
Besoldungsgruppe A 15 BBO bzw. eine entspre-
chende Vergütung nach Entgeltgruppe 15 BAT-KF
(angelehnt an TVöD kommunale Fassung).

Schwerbehinderte Bewerber/innen werden bei glei-
cher Eignung bevorzugt berücksichtigt. Die Evan-
gelische Kirche von Westfalen hat sich die berufliche
Förderung von Frauen zum Ziel gesetzt. Deshalb
wird Bewerbungen von Frauen mit besonderem Inter-
esse entgegengesehen.

Bitte richten Sie Ihre Bewerbung mit aussagefähigen
Unterlagen bis zum 31. Januar 2008 an:

Evangelische Kirche von Westfalen – Kirchenleitung
– Herrn Vizepräsidenten Klaus Winterhoff, Altstädter
Kirchplatz 5, 33602 Bielefeld.

Für Fragen im Vorfeld steht Ihnen der kommissa-
rische Leiter der Gemeinsamen Rechnungsprüfungs-
stelle, Herr Hans-Werner Schulz zur Verfügung (Tele-
fon 0521/594-299, E–Mail: Hans-Werner.Schulz@
lka.ekvw.de).

Die Evangelische Versöhnungs-Kirchengemeinde
Rheda-Wiedenbrück möchte zum nächstmöglichen
Termin ihre

B-Kirchenmusik-Stelle (100 %)
wieder besetzen. Die am 1. September 2007 aus den
bisherigen Ev. Kirchengemeinden Rheda und Wie-
denbrück hervorgegangene Versöhnungs-Kirchen-
gemeinde zählt etwa 15.500 Gemeindeglieder. Sie ist
im Raum Rheda-Wiedenbrück städtisch, im Bereich
Langenberg und Herzebrock-Clarholz eher ländlich
geprägt und liegt im Städtedreieck Paderborn –
Münster – Bielefeld; alle Schulformen sind am Ort.

Die kirchenmusikalische Arbeit ist geprägt von
großer Vielfalt; neben der hauptamtlichen Stelle gibt
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es weitere engagierte neben- und ehrenamtlich Mit-
arbeitende. Auf eine gute Zusammenarbeit freuen
sich zudem acht Pfarrerinnen und Pfarrer und weitere
ehren-, neben- und hauptamtlich Mitarbeitende, u. a.
im Jugendhaus und in drei Kindertagesstätten.

Für die musikalische Arbeit sind vorhanden: Eine
Bosch-Orgel (1972, II/16) in der spätgotischen Stadt-
kirche Rheda, eine Steinmann-Orgel (1991, II/16) in
der Kreuzkirche Wiedenbrück (1952), Kleinorgeln in
den weiteren Gottesdienststätten, mehrere Klaviere,
Equipment für die Bandarbeit sowie Orff-Instrumen-
tarium.

In den vergangenen Jahren ist eine enge Zusammen-
arbeit der bisherigen Gemeinden und Bezirke im
Bereich der Kirchenmusik gewachsen. Angesichts
der durch die Gemeindefusion bedingten struktu-
rellen und konzeptionellen Neuorientierung ist die
B-Kirchenmusikstelle zunächst auf zwei Jahre befris-
tet. Die besondere Chance ist, in Zusammenarbeit mit
den gemeindlichen Gremien ein tragfähiges Konzept
für die künftige kirchenmusikalische Arbeit zu
erstellen. 

Zu den Aufgaben zählen

– die Leitung des Kirchenchores (wöchentliche
Probe),

– die Leitung des Gospelchores (vierzehntägige
Probe),

– die Leitung des Jungen Chores (wöchentliche
Probe),

– die Leitung eines Kinderchores (wöchentliche
Probe, 2 Gruppen), 

– die musikalische Gestaltung der Gottesdienste an
Sonn- und Feiertagen in jeweils einer der Kirchen,

– die musikalische Gestaltung von Kasualien incl.
Beerdigungen,

– die Durchführung von kirchenmusikalischen Pro-
jekten (etwa für Kinder und Jugendliche, Band-
arbeit, Kirchenkonzerte),

– die Mitarbeit bei der Erstellung eines Orgeldienst-
planes für alle Kirchen in Abstimmung mit den
weiteren neben- und ehrenamtlichen Kirchenmu-
sikerinnen und Kirchenmusikern,

– die Zusammenarbeit mit dem unter eigener Lei-
tung stehenden Posaunenchor.

Die Vergütung erfolgt nach BAT-KF. Es ist eine Fahr-
erlaubnis für PKW erforderlich.

Für Nachfragen stehen gerne bereit: Pfarrerin Verena
Westermann, Vorsitzende des Ausschusses für Gottes-
dienst und Kirchenmusik, Fon: 02586/881474, sowie
Pfarrer Burkhard Schmidt, Fon: 05242/550061.

Bewerbungen richten Sie bitte bis zum 29. Februar
2008 an: Bevollmächtigtenausschuss der Evange-
lischen Versöhnungs-Kirchengemeinde Rheda-Wie-
denbrück, z. H. Pfarrerin Westermann, Hemfeld 6,
48361 Beelen.

Geplante Vorstellungstermine: 1. und 2. April 2008.

Neu erschienene Bücher und Schriften
Die Buchbesprechungen werden allein von den
jeweiligen Rezensenten verantwortet

Thomas Müthlein, Andreas Jaspers: „AGG – Rechts-
sichere Personalprozesse und -datenverarbeitung.
Handlungshilfe für Datenschutzbeauftragte/-ver-
antwortliche – Personalverantwortliche – Füh-
rungskrkäfte“; Datakontext Fachverlag; Frechen
2007; 1. Auflage; 107 Seiten; 25 i; ISBN 978-3-
89577-465-2

Nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz
(AGG) müssen Unternehmen den Schutz der Mitar-
beitenden vor Diskriminierung, d. h. vor unzulässiger
Benachteiligung oder Belästigung hinsichtlich der
Merkmale Geschlecht, Alter, Behinderung, ethnische
Herkunft, sexuelle Identität, Religion und Weltan-
schauung im gesamten Arbeitsverhältnis gewährleis-
ten. Diese Verpflichtung hat einen großen unmittel-
baren Einfluss auf die Personaldatenadministration,
Personaldatenverarbeitung und -prozesse und die
Datenschutzorganisation.

Soweit die Vorgaben des AGG nicht eingehalten wer-
den, drohen vielfältige Haftungsszenarien. Daten-
schutz- und Personalverantwortliche sind daher in der
Verantwortung, die betroffenen Datenverarbeitungs-
und IT-Prozesse zu identifizieren und gesetzeskon-
form zu organisieren und anzupassen. Die vorliegen-
de Handlungshilfe zu diesem Thema schafft hier
Abhilfe. Die Autoren, Thomas Müthlein und Andreas
Jaspers, beide Rechtsanwälte und in der Gesellschaft
für Datenschutz und Datensicherung e. V., Bonn,
aktiv, zeigen die kritischen Prozesse checklistenartig
auf und stellen gleichzeitig Lösungsoptionen vor. Im
Vordergrund steht dabei der besonders heikle Bewer-
bungs- und Einstellungsprozess. Zu den weiteren
Themen gehören: Mitarbeiterbeurteilung, betrieb-
liche Veröffentlichungen, internes Personalauswahl-
verfahren, Assessment-Center, u. a.

Die Handlungshilfe ist für Datenschutzbeauftragte
und -verantwortliche, Personalverantwortliche und
Führungskräfte eine Hilfe, um die AGG relevanten
Prozesse herauszufiltern, zu überprüfen und geset-
zeskonform zu gestalten.

Reinhold Huget

Schmidt-Futterer: „Mietrecht. Kommentar“; hrsg.
von Hubert Blank; Verlag C. H. Beck; München
2007; 9. neu bearbeitete Auflage; XLIII, 2.559 Sei-
ten; in Leinen; 162 i; ISBN 978-3-406-54700-3

Bedingt durch die großen Reformen des Mietrechts,
des Schuldrechts und der Zivilprozessordnung wurde
auch das Miet- und Pachtrecht erheblich verändert.
Damit ist die rechtliche Unsicherheit stark gewach-
sen, wie Streitfälle zu beurteilen und verfahrens-
mäßig abzuwickeln sind. Der von Hubert Blank her-
ausgegebene Großkommentar hat sich zu einem Stan-
dardwerk zum Wohnraum- und Gewerbemietrecht
entwickelt. Die sechs Autoren, vier Mietrichter und
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zwei als Mietrechtler ausgewiesene Verbandsjuristen,
haben das gesamte Mietrecht des Bürgerlichen
Gesetzbuchs unter Einbeziehung der mietrechtlich
relevanten ZPO-Bestimmungen bearbeitet. Damit
kommt die kommentarmäßige Darstellung allen Per-
sonen zu Gute, die es seit jeher gewohnt sind, kom-
plexe und schwierige Rechtsverhältnisse primär über
die Gesetzesnorm zu lösen. Übergreifende Gesichts-
punkte und Nebenvorschriften sind in umfangreichen
Vorbemerkungen bzw. Anhängen ebenfalls kommen-
tarmäßig bearbeitet. Für die Einheitlichkeit der Struk-
tur und die Geschlossenheit der Kommentierung
sorgt der Herausgeber, Richter am Landgericht a. D.
Hubert Blank, der durch zahlreiche Veröffentlichun-
gen als Mietrechtsspezialist bekannt ist.

Die 9. Auflage berücksichtigt auf über 2.500 Seiten
mit Stand April 2006 über 300 neue BGH-Entschei-
dungen, so u. a.:

– „Teilmarkt Luxuswohnungen“ und Mietüber-
höhung,

– Kautionsrückgewähr nach Veräußerung der Miet-
sache,

– vereinbarte und tatsächliche Wohnfläche,

– „Betreutes Wohnen“: Koppelung von Mietvertrag
und Servicevertrag,

– Wegfall des Eigenbedarfs nach wirksamer Wohn-
raumkündigung,

– Mietsicherheit und Gestaltungsmöglichkeiten,

– Zahlung auf verfristete Nebenkostenabrechnung,

– Hinnahme der Minderung und Verwirkungspro-
blematik,

– Verjährungsfrist-Beginn bei Schäden.

Die Kommentierung erstreckt sich auf knapp 50 Para-
grafen zum Mietrecht, auf die Bestimmungen der
Heizkostenverordnung sowie Paragraf 5 WiStG und
den Paragrafen 721, 794 a und 765 a ZPO. Hilfreich
ist auch die am Ende des Werkes befindliche Synopse
für „altes und neues Mietrecht“, die den Nutzerinnen
und Nutzern des Werkes ein zeitaufwendiges Blättern
in verschiedenen Gesetzestexten erspart. Ein über-
sichtliches Stichwortverzeichnis am Ende des Kom-
mentars rundet das Werk ab.

Der Klassiker unter den Großkommentaren bietet ein
qualitativ hochwertiges Informationsangebot, so dass
das Werk uneingeschränkt allen mit Mietrechtsfragen
befassten Personen empfohlen werden kann.

Reinhold Huget

Lucian Hölscher (Hrsg.): „Baupläne der sichtbaren
Kirche. Sprachliche Konzepte religiöser Vergemein-
schaftung in Europa“ (Bausteine zu einer europäi-
schen Religionsgeschichte im Zeitalter der Säkulari-
sierung, Band 10), Wallstein Verlag; Göttingen 2007;
217 Seiten; broschiert; 23 i; ISBN 978-3-8353-0091-0

Wie lässt sich das komplexe Verhältnis zwischen Kir-
che, Staat und Bürger in modernen Gesellschaften
beschreiben? Bislang untersuchten die Autoren diese

sehr vielfältigen Verhältnisse unter einheitlichen
Gesichtspunkten und Kategorien, um so zu einer Ver-
gleichbarkeit der Ergebnisse zu kommen. Allerdings
haben die bisherigen Untersuchungen deutlich
gemacht, dass die Unterschiede zwischen den einzel-
nen Gesellschaften größer sind, als bisher angenom-
men. Zwar werden in fast allen Verfassungen Begriffe
wie Kirche, Religion, Kultur und Volk verwandt,
doch die Konzepte, die hinter diesen Begriffen ste-
hen, unterscheiden sich doch erheblich. Die Gründe
für diese Unterschiede liegen darin, dass in unter-
schiedlichen Ländern „in der Regel ganz unterschied-
liche Verhältnisse und politische Konflikte zu Grunde
liegen, dass mithin unterschiedliche historische
Erfahrungen in sie eingeflossen sind, welche die
mentalen Strukturen und sozialen Praktiken dieser
Gesellschaften oft erstaunlich langfristig bestimmen“
(S. 7 f.). Aus diesem Grunde haben sich die Teilneh-
mer einer Tagung am Europäischen Hochschulinstitut
in Florenz im Jahre 2003 darauf geeinigt, einen ande-
ren Weg einzuschlagen. In ihren Studien untersuchen
sie die „zentralen sprachlichen Konzepte, in denen
sich das Verhältnis von Kirche, Staat und Bürger
begrifflich verdichtet hat, im diskursiven und
geschichtlichen Kontext der nationalen Gesellschaf-
ten Europas selbst“ (S. 8). D. h. sie gehen davon aus,
dass sich die religiösen und gesellschaftlichen Erfah-
rungen in den einzelnen Begriffen verfestigt haben.
Diese lesenswerten Studien hat der für seine religi-
onsgeschichtlichen Arbeiten bekannte Bochumer
Neuzeithistoriker Lucian Hölscher jetzt in einem
Sammelband herausgegeben. Die insgesamt acht Stu-
dien stellen die Baupläne der sichtbaren Kirche in
sechs europäischen Ländern dar. Dabei wird deutlich,
dass in allen behandelten Ländern die Stellung von
Religion und Kirche ab dem 19. Jahrhundert durch
zwei staatsrechtliche Prinzipien bestimmt wird: Die
„Individual-Freiheit des religiösen Bekenntnisses und
die Trennung von Staat und Kirche“ (S. 7). Und doch
gibt es in der Ausgestaltung dieser Prinzipien in den
behandelten Gesellschaften oft erhebliche Unter-
schiede, die in den Studien prägnant auf den Begriff
gebracht werden.

Drei Studien beschäftigen sich mit den Bauplänen der
sichtbaren Kirche in Deutschland. Der erste ausge-
sprochen lesenswerte Beitrag stammt von Hölscher
„Konfessionspolitik in Deutschland zwischen Glau-
bensstreit und Koexistenz“. Hölscher rekonstruiert in
ihm die Entstehung und Entwicklung des Konfessi-
onsbegriffs. Vom späten 18. Jahrhundert und zur Zeit
des Wiener Kongresses diente der Begriff „als ein
semantisches Instrument zur Befriedung politischer
Konflikte zwischen Religionsgemeinschaften, die
alle aus ihrem religiösen Wahrheitsanspruch ein
Recht auf ausschließliche Anerkennung im Staat
ableiteten“ (S. 50). Neben diese Bedeutung trat nach
den 1840er Jahren eine zweite Bedeutung: Der Kon-
fessionsbegriff als Instrument religiösen und kirchen-
politischen Streits (z. B. im Streit um die preußische
Unionskirche). Im Aufklärungszeitalter vollzog sich
eine grundlegende Veränderung des Kirchenbegriffes.
Auf der Grundlage naturrechtlicher Argumente wird
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die sichtbare Kirche zur Religionsgesellschaft. D. h.
die Kirche wird nicht mehr als göttliche Stiftung
angesehen, sondern wird zu einem „Zusammenschluss
religiös gleichgesinnter Individuen zur Erfüllung
ihrer bekenntnismäßigen Belange“ (S. 53). Dieser
Entwicklung geht Hans Erich Bödeker in seinem
lesenswerten Beitrag „Kirche als Religionsgesell-
schaft im Diskurs der deutschen protestantischen
Aufklärung“ nach. Der aufgeklärte Diskurs über die
Kirche führte zu einer Säkularisierung der sichtbaren
Kirche, die kirchlich-rechtlich strukturlos und völlig
der staatlichen Souveränität unterworfen wurde.
Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass in der
protestantischen Aufklärungstheologie auch der
Gedanke einer Trennung von Staat und Kirche artiku-
liert wurde. Unbeachtet bleibt in dem Beitrag aller-
dings der Einfluss des englischen Deismus auf die
Entwicklung des Kirchenbegriffs. In seinem Beitrag
„Von der Staatskirche zur religiösen Kultur“ unter-
sucht Siegfried Weichlein dann die Entstehung und
inhaltliche Füllung des Begriffs der „Körperschaft
des öffentlichen Rechts“ nach dem Ende des Sum-
mepikopats. Die Weimarer Debatten um die recht-
liche Stellung der Kirchen im Staat rezipierten den
bereits im 19. Jahrhundert diskutierten Begriff der
Körperschaft. Der Begriff Körperschaft öffentlichen
Rechts betonte dabei „die Koordination, nicht die
Subordination der Kirchen unter die Staatsaufsicht.
Die Kirchen blieben hervorgehobene Einheiten des
öffentlichen kulturellen Lebens“ (S. 113).

Fünf Beiträge behandeln schließlich die Entwicklung
der Kirchenbaupläne in Belgien (Vincent Viaene), in
den Niederlanden (Peter van Rooden), in Schottland
(Callum G. Brown), in Schweden (Bo Stråth) und in
Russland (Martin Schulze Wessel). Deutlich wird,
dass es einerseits eine Reihe von Gemeinsamkeiten in
den behandelten Ländern gibt, so z. B. die Privilegie-
rung einzelner Religionsgemeinschaften in Ländern,
in denen eigentlich rechtlich eine Gleichheit aller
Religionsgemeinschaften gilt. Andererseits zeigen
die Studien auch Unterschiede auf. So unterscheidet
sich beispielsweise der Begriff der Volkskirche in
Deutschland und Schweden grundlegend.

Der Sammelband „Baupläne der sichtbaren Kirche“
vermittelt gute Einblicke in die Strukturen und die
geschichtlichen Entwicklungen einzelner Kirchen in
Europa. Kurz: Ein Buch, das zur Lektüre empfohlen
werden kann. Auf weitere Bände des Bochumer
Historikers Hölscher als Autor bzw. als Herausgeber
darf man gespannt sein.

Dr. Dirk Fleischer

Volker Henning Drecoll: „Augustin Handbuch“;
Verlag Mohr Siebeck; Tübingen 2007; XIX, 799 Sei-
ten; broschiert; 79 i; ISBN 978-3-16-148269-4

Bei manchen Büchern wundert man sich, dass sie bis-
lang noch nicht konzipiert wurden. Dies gilt auch für
das jetzt erschienene Augustin Handbuch, das von
dem Kirchenhistoriker Volker Henning Drecoll her-
ausgegeben wird. Die Augustinforschung hat in
den letzten Jahrzehnten einen enormen Aufschwung

erfahren und eine Fülle von Veröffentlichungen her-
vorgebracht, die kaum noch überschaubar sind. Dass
bei dieser intensiven, breit gefächerten und speziali-
sierten Forschung auch sehr heterogene Ansichten
vertreten werden (vgl. z. B. die Diskussion zur Gna-
denlehre, S. 488 ff.), kann nicht überraschen, zumal
sich nicht nur die Theologie um eine Rekonstruktion
des Lebens und Denkens von Augustin bemüht, son-
dern auch die Geschichtswissenschaft, die Philoso-
phie, die Klassische Philologie und auch die Pädago-
gik. Diese unterschiedlichen Perspektiven und Ergeb-
nisse fasst das neue Handbuch prägnant zusammen
und vermittelt so einen hervorragenden Überblick
über den Stand der Augustinforschung und darüber
hinaus ein lebendiges Bild vom Leben und Denken
Augustins. Vierzig einschlägig ausgewiesene Fach-
leute haben mit ihrem Kenntnisreichtum zum Ge-
lingen des Handbuchs beigetragen. Entsprechende
Register, eine Übersicht über Augustins Schrifttum
und ein ausführliches Literaturverzeichnis runden
einen gelungenen Band ab.

Augustin, der am 13. November 354 in Thagaste
geboren wurde und am 28. August 430 in Hippo
Regius verstarb, zählt zu den bedeutendsten Kirchen-
vätern und philosophischen Denkern der Antike, des-
sen theologische Theoriebildung maßgeblichen Ein-
fluss auf zahlreiche – auch protestantische – Theolo-
gen hatte. Dies gilt z. B. für eins seiner Hauptwerke,
die Schrift „De ciuitate dei“ (Über die Gottesstadt/das
Gemeinwesen Gottes, S. 347 ff.) die wichtige Refle-
xionen Augustins zur Geschichtstheologie, zur theo-
logischen und politischen Ethik, aber auch zur anti-
ken Kultur und Philosophie enthält, oder für seine
Schrift „Confessiones“ (Bekenntnisse), die neben
theologischen Reflexionen z. B. zur Zeit, zur Kirche,
zur Erlösung und zur Ewigkeit auch eine Autobiogra-
fie enthält. Nicht nur aus den „Confessiones“, son-
dern aus vielen seiner Schriften wird sehr deutlich,
dass Augustin ein „Gott- und Wahrheitssucher“ war
(S. 461). „Für den Christen Augustin, der sich nach
der Enttäuschung durch den Manichäismus und der
Annäherung an die Skepsis (wieder) der katholischen
Kirche zugewandt hat, heißt das: Lebensziel ist es,
deum et animam scire (Gott und die Seele zu erken-
nen [. . .]. Sein Denken kreist um die Frage nach der
unveränderlichen Wahrheit, die für ihn Gott ist, und
damit zugleich um die Frage nach dem Wesen des
Menschen“ (ebd.). Mit diesen seine theologische
Reflexionsarbeit bestimmenden Fragen hat sich
Augustin in zahlreichen seiner Schriften beschäftigt
und dabei Antworten formuliert, die für viele Jahr-
hunderte zukunftsweisend für die theologische Theo-
riebildung geworden sind. Dem Handbuch gelingt es
treffend die entsprechenden Werke Augustins, die
wichtigsten theologischen Themen und wichtige
Linien ihrer Rezeption nachzuzeichnen.

Die Gliederung des Handbuchs folgt im Wesentlichen
dem Aufbau des Luther-Handbuchs (vgl. Kirchliches
Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen
Nr.12 vom 31. Dezember 2005, S. 322). Der erste Teil
des Handbuchs bietet einleitend eine kurze Orientie-
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rung zur Editions- und Forschungslage und zu wichti-
gen Hilfsmitteln. Im zweiten Teil steht die Person
Augustins im Mittelpunkt. Eingebettet in das jeweili-
ge soziale und politische Umfeld wird zunächst das
Leben Augustins nachgezeichnet, dann die Traditio-
nen, die auf sein Denken Einfluss ausgeübt haben,
wie z. B. die klassische lateinische Literatur und Rhe-
torik, die griechische Philosophie und die entspre-
chenden theologischen Traditionen, dargestellt und
schließlich die Entwicklungen, Frontstellungen (z. B.
Augustins Auseinandersetzungen mit den Mani-
chäern oder der Pelagianische Streit) und Aufgaben-
bereiche (Augustin als Bischof, als Asket und Mönch
oder als Prediger) erläutert. Der dritte Teil behandelt
das Werk Augustins. Zunächst werden bedeutsame
Schriften des Kirchenvaters inhaltlich vorgestellt und
dann einzelne Aspekte seiner theologischen Theorie-
bildung systematisch dargestellt. Die behandelten
Themen reichen dabei von der Gotteslehre und der
Christologie über die Schöpfungslehre, die Gnaden-
lehre, die Sündenlehre, die Ethik und Eschatologie

bis zum Bildungs- und Erziehungsverständnis Augus-
tins. Der vierte und letzte Teil des Handbuchs stellt
einzelne Aspekte der Wirkungsgeschichte dar. Neben
der antiken und mittelalterlichen Theologie (Gott-
schalk, Anselm von Canterbury, Abaelard, Petrus
Lombardus, Wilhelm von Ockham) werden auch
Luther und Calvin behandelt. Den Abschluss bilden
zwei Beiträge zum Remonstrantenstreit und zum
katholischen Augustinismus von Baius bis Jansenius.

Das Handbuch bietet eine wahre Fülle von Einsich-
ten, die eine Rezension unmöglich alle darstellen und
erörtern kann. Das von Drecoll herausgegebene Werk
ist eine hervorragende, mit großer Kennerschaft und
umfassenden Blick geschriebene Einführung in das
Leben und Denken des bedeutenden Kirchenvaters
und zugleich eine zuverlässige und kenntnisreiche
Dokumentation der Augustinforschung. Eine Lektüre
des Handbuchs kann nur empfohlen werden. Auf wei-
tere Bände aus der Reihe „Theologen-Handbücher“
darf man gespannt sein.

Dr. Dirk Fleischer
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